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Der Befähigungsnachweis ia

Österreich *

( Betrachtung über seine historische Entwicklung nebst Kritik . )

I . aialeitoag : Der Existenzkampf .

Das stärkste Moment der ganzen menschlichem Tätigkeit ist in
erster Linie der Selbsterhaltungstrieb . Ich möchte hier zwei

Arten unterscheiden : einen physischen und einen geistigen bzw.
moralischen * Den ersteren finden wir bei allen Menschen , mögen

si sich auf der niedrigsten oder höchsten Kulturstufe befinden ,
- er ist der natürlichste , weil er die Erhaltung der physischen

Existenz , der ^raadlage für alle anderen Triebe bewirkt .
Heine primitivste Aueatrang ist das ^ahrungs - and ^ uhebedürfnis ,

je nach den verschiedenen Klimaten das Kleidungsbedürfnis ^
Der zweite tritt ans erst dort entgegen ,wo der Mensch aaf

einer derartigen geistigen Stufe stabt ,dass er onter vollkommener

Überwindung des tierischen Zustandes za der Erkenntnis gelangt
ist , dass er , ein Individuum , sich von anderen durch eigene
Ansichten aaf diesem and jenem Gebiete , darch eine gsfz eigene

Sphäre des Gefühls - and Trieblebens unterscheidet . Die persönliche

Vorliebe ,das persönliche Interesse and Talent , fängt an , eine
Rolle zu spielen , and - überspringen wir eine lange Reihe lang ?
samer Kultarentwicklang , - dort , wo die Berufstätigkeit im
heutigen ^inae eiasetzt , sehen wir dieses geistige Individaam
voll and mit Bewusstsein seine Eigenarten entfalten .
Das Verhältnis der Kräfte , mit welchen die Individaen ihre Eigen¬
arten anderen gegenüber darchzasetzen verstehen ,bestimmt die
Struktur des gesellschaftlichen Körpers .



ist oft schwer au sagen , inwieweit ein Existenzkampf am der
physischen oder geistigen Erhaltung ,der Erhaltung der Persön¬
lichkeit willen gekämpft wird , aber in der Regel dürfte die
physische Erhaltung ,das „dass "die erste Rolle spielen , an zwei¬
ter Stelle kommt das „wie " ; in der Regel sage ich ,denn es gibt
Menschen, die sich mit der körperlichen Erhaltung zufrieden geben ,
wenn sie nicht leicht mit ihren Anschauungen durchdringen können ,
ja vielfach kann man da überhaupt nicht von einer aasgeprägten

Persönlichkeit reden , - andeiewieder ^die um ihrer Oberzeugung
willen alle anderen Interessen zurückstellen . ^in Urteil ^welcher

der Existenzkämpfe der berechtigtere ist , kann nicht einheitlich
gefällt werden ,das hängt wieder von der Persönlichkeit des
Urteilenden ab .

Wenn heute wir , denen Begriffe wie Vaterland ,Volk ,Nation ,
-' irtschaft , Gesellschaft in Fleisch und Blut übxrgegangen sind ,
über die Existenzberechtigung jemandes urteilen bzw. zum Existenz¬
kämpfe jemandes Stellung nehmen, and wenn wir die Fähigkeit haben ,
von allen subjektiven Einflüssen zu abstrahieren ,um SD zu einem

objektiven Urteile gelangen zu können ,so stellen wir an erster
^tell * als Gradmesser das Interesse der Volkswirtschaft auf , wel¬

ches , nachdem eine gesunde Volkswirtschaft nur bei gesunden sozialen Ver¬

hältnissen gedacht werden kann , selbstverständlich von sozialpoli¬
tischen Elementen durchdrungen ist . ^ir haben za untersachen ,ob
das Volksganze in seiner sozialen and wirtschaftlichen Struktur

von den in Frage kommenden Elementen günstig oder ungünstig
beeinflusst wird . ^in solcher Gedanke soll auch die folgende
Abhandlung leiten .

Ich habe bisher nur vom Existenzkämpfe des Ihdividuums
gesprochen ,Die mit . dem Steigen der Kulturentwicklung verbundene

Arbeitsteilung ,der Umstand, dass gewisse Gruppen der arbeitenden
Menschan nur eine bestimmte ,mehr oder minder spezialisierteza
Arbeit verrichten haben und in stärkerem oder schwächerem

Masse von anderen Gruppen abhängig sind oder doch diesen ,dem
Drange der Not folgend , auf die Gestaltung des Erfolges ihrer

Tätigkeit eine gewisse ^inflassn & me zugest &hen mussten , dieser



Umstand lässt die gleichartig Beschäftigten sich za einer geistigen
Einheit zusammenschliesijen , um so als stärkere Macht auf treten und
ihre Interessen durchsetzen zu kannen .Ro wie die Volker , die Na¬

tionen kämpfen , die einen bloss ,um ihre Existenz zu erhalten , die
anderen von Machtstreben erfüllt , um eine überragende Stellung

zu erreichen und die anderen sich unterzuordnen , ebensolche Kämp¬
fe spielen sich innerhalb der einzelnen Staatskörper unter den
verschiedenen Berufs - , besser geagt Erwerbsgruppen ab , oft nur
mit wirtschaftlichen Machtmitteln ,meist aber auch unterstützt
durch die ^acht einer politischen Partei , die wieder auf dem Um¬

wege über die Beseizgebung dort , wo sie wirtschaftliche Interessen
hat und zur Erhaltung dieser kein anderes Mittel mehr als das
besetz sieht , eine Änderung oder Erhaltung des Bestehenden durch¬
zusetzen versucht ^Vielleicht deckt sich ihr Interesse mit dem

der grossen Mehrheit ,vielleicht auch nicht , das kommt auf den
einzelnen Fall an*

Es ist Tatsache und scheint ans auch sehr verständlich ,

dass solche ^erufskämpfe in grossem Stile dann zu Tage treten ,
wenn durch die Erfindung technischer Hilfsmittel und damit

zusammenhängend durch die Verbesserung der Komunikationsmittel

viele bsher beschäftigte Hände frei werden und dadurch eine

Berufsumkonstellation dieser Leute bedingt wird .
Wenn ich auf meine dngangs gemachten Horte Bezug nehme,

so können wir auch HRr diesen doppelten Existenzkampf wahrnehmen:
wenn ein Staat in der glücklichen Lage ist , eine derartige Menge
von noch brachliegenden Produktionsmöglichkeiten , seien es Acker¬

länder ,Berg erke u. ä . m. zu besitzen , dass dadurch die freigewordene
Arbeitermenge ohne weiteres aufgenommen werden kann und wenn

trotz dieser Möglichkeit , anderweitig seine Existenz fortzusetzen ,
der Mensch gegen dag Element ,welches ihm seine frühere Existenz

geraubt hat , seinen %ampf beginnt ,da handelt es sich hier um den
Erhaltungstrieb der zweiten ^rt :ein konservatives ^eharrungsver -



Taadition , Liebe zum Beruf , I*iebe zur Scholle ,die ein Ẑ ammeny
raffenaller Kräfte und einen zähen Widerstand bewirken können *

Nehmen wir aber den ^all ^dass ein ^taat einem solchen
seines Berufes Beraubten keine Erwerbsmöglichteit bieten kann
and dieser nar die Zahl der Arbeitslosen vermehrt ,dann aller *

dings ist der Kampf dieses in erster Linie ein physischer
Existenzkampf .

Eine derartige in die Erwerbsgrappierang des ganzen Volkes
tief einschneidende wirtschafts ^eriode war das ganze 19. Jahrhdt .

Der Riegeslaaf der 8rossbetriebe ,gefördert von einer von mer-
kantilistischem Geiste erfüllten Wirtschaftspolitik +)vers 6tzte

das Kleingewerbe ,das bisher fast ausschliesslich den ^arkt beherrschte

in eine ^age ärgster Bedrängnis . Wie heiss and wie zäh ddr dadarch
hervorgerafene Existenz kampf d& ser Gewerbetreibenden geführt
wurde beweist der Umstand, dass bis heate ,nach hundert Mähren,eine
Versöhnang der beiden streitenden ^achtfaktoran , ein harmonisches

Ineinandergreifen ihrer Tätigkeiten noch nicht erfolgt ist .

oooooo

II +Befähiganasmchweis and Zunft .
Die Entwicklung bis zur ^ . U.3es ^ahres 1859.

Zar Zeit des ^ittalaltcrs bis zum 4nde des 19+Jhdt . warea

die Gewerbe in Zünften (oder Innungen ) organisiertyDer diesen

Zünften ursprünglich zugrundeliegende ^edanke war die . Nahrung
der Interessen der Produzenten anter dem Gesichtspunkte ange-

messener Verteilung der van den Konsumenten erteilten Auftrag ?
und Wahrung des Interesses der Konsumenten auf ^eistung guter
Arbeit " . Dieser doppelte Schutz vom Produzenten einerseits und
Konsumenten andererseits war durch die Zunfteinrichtangen inso -

foma möglich , als die gesamte goworbli che Frodaktion für ein
beschränktes Absatzgebiet bestimmt und daher gu± überschaubar
war, andererseits von einer Arbeitsteilung noch k^ine Hede sein

konnte ^da jeder diejenigen Erzeugnisse , welche seiner Zunft zukamen, als

Voll - bzw.^ertigfabrikate herstellte . Die Erzeugung von Halb- and

+)Besonders unter Maris Theresia und Jos ^f II . in ^strr .

++) ? hlippovich a . a . O.S. 153



^ eilfabrikaten im Kleingewerbe hat sich erst viel später eingebür -

gert . jHessenungeachtet fand dennoch eine Spezialisierung statt ,

insofern , als sich die verschiedenen Gewerbe als solche immer

mehr voneinader trennten . wodarch oine grössere Geschicklichkeit
+ )

für die Handhabung des einzelnen feiges gefordert warde . Dieser

Umstand erklärt es , dass die zünftigen Meister , stolz aaf ihren

bisher erlangten gaten Huf naben dem Nachweise der Unbescholtenheit

vor allem anch den der technischen ^efähisuna verlangten , welcher

in der Absolvierung einer mehrjährigen Lehr - und Gesellenzeit , der
.Handerpflicht und mn den meisten Fällen auch &um Zeichen der mit

Erfolg begleiteten Vollendung dieser ganzen ienrzeit , der Herstellan

des von der ZMt verlangten Meisterstückes bestand . Zs war dis eine

Art Garantie ,welche die Zünfte von ihren nea eintretenden Genossen

verlangten , dafür , dass jene den Ruhm, welcher den Zünften in der
Tat zukam ,nicht durch schlechte Rrzeugnisse , mangelhafte Ausführung

u. dgl .m. zunichte machten .

Mit der Zeit verschob sich aber dieser im ^nfang hauptsächlich

den Konsumenten zugutekommende Zweck des Befähigungsnachweises in

der Weise , dass ihn die Zunftmeister dazu benützten , die Konkurrenz

aufstarebeider junger Elemente durch Verschärfung der für die ^ach -

weiserbringung erforderlichen ^elege hintanzuhalten , sich durch die

ihnen mit der Mitgliedschaft zur Zunft zukommenden Rechte eine

Rrt Monopolstellung zu sicharn . Jedoch scheint miir in d& sem

ängstlichen Bestreben , das Bestehende mit Gewalt zu erhalten ,
sch ^ on ein Beweis dafür zu liegen , da^s die Meister bereits

fühlten , dass die Institutionen der Zünfte nicht mehr ganz in die

Zeit passten ,dass sie sich allmählich überlebten und bei freier

iVirtschaftsentwicklung bald dem Untergänge geweiht wären .

^ine genaue Schilderung aller der ^ittel , mit welchen die Zünfte

sich ihren Wirkungskreis za erhalten suchten , würde mich zu weit

vom Hauptgedanken abbringen und ist dies bereits in eiaer solchen

^enge von Abhandlungen und Büchern geschehen , dass es allzu schwer

wäre , diesbezüglich Keues za bringen +Ausserdem hat für uns

+) Vgl .ARt. Zunftwesen am ^andw. d .Staatsw .



dB neuece Zeit mit ihten vielen ungelösten Fragen viel mehr Reiz

zu Untersuchungen , als dies bei der klar abgeschlossenen Zugftpericde

der Fall ist und werde ich daher jene einen vieL̂ breiteren ^ aum

als diese einshmen lassen . Es sei nur ,wie bereits erwähnt n̂ochmals

in erster Linie betont , dass unter anderem die einst so segensreiche

Einrichtung des Befähigungsnachweises durch die Vollkommene Ver¬

kehrung ihres früheren Zweckes und ihrer früheren Gestaltung

dahin führte ,dass der Befähigungsnachweis von den ^reisen , die sich

nicht zum ^ewerbestand zählten , nunmehr lediglich als ein ^ der

Volkswirtschaft schädlicher Faktor angesehen wurde.

Wenn auch der Staat schon im âufe des 17 .^hdts . begann , refor¬

mierend auf die Art der Meister - und Gesellenprüfungen , überhaupt

in die Erfordernisse zur Erbringung des Befähigungsnachweises

ainzugreifen , wenn er durch Privilegien verschiedenster Art das
P *

ortkommen der ^rosa betriebe zu ermöglichen versnobte ,was ihm

in vielen Fallen ja auch tatsächlich gelang ^so war man dennoch von
der so viel gepriesenen Freiheit der Produktion weit entfernt .

Die Zünfte hatten eben schon allzu starken Eiii -L'lnsa jrlangt ,

als dass man hätte ohneweitars über sie hinweggehen können und

war man in weiten ^reisen an die bestehenden Einrichtung un

schon so gehöhnt , dass viele neue Verordnungen in der Tat nur

auf dem Papiere blieben .^o war z . B. durch die Zünfte die Zahl

der Jehilfen , diä ein Geister verwenden durfte , derart beschränkt

( in der iiegel nie mehr als 4 Sesellen und Lhe'rlinge zusammen) ,
dass niemand die Grenzen des Kleinbetriebes überschreiten konnte .

Grosse Aufträge ŵij z . B. ip Baugewerbe ) wurden eben an mehrere

Meister vergeben . Der Handel erlitt eine starke Heinmung dadurch ,

dass den .̂ unftgei &aen dar Verkauf fremder Erzeugnisse Vollständig

untersagt war.Und gar die Bedeutung des Befähigungsnachweises

machten die Geister selbst zuniehte , indem sie in übertriebenen

Drange nach Hintanhaltung der Konkurrenz darnach strebten , die

Gehilfen als ihre künftigen Konkurrenten so wenig wie möglich in

die Kunstgriffe des Hanä<verkes einzuvjeihen , um ihnen so die Be¬

stehung der zum Befähigungsnachweise notwendigen Prüfungen möglichstza erschweren

+)Kulisch S , 68 , ff
++) Kaizl S. 9 (^ampf um ^ew.Reform u. 3Ffpd&bitj
+++)a . a . 0 . 3



Solshe umstände verlangten dringend eine von Grund ausgehende

Abänderung und so entspinnt sich zu -Beginn des 19.^&ts . der Kampf
am die grosso Frage : Ge/jerbefreiheit oder Gewerbeunfreiheit ^die
besonders durch den scharfen Gegensatz zwischen den wissenschaft¬
lichen Strömungen und den praktischen Forderungen der Gewerbetrei¬
benden brennend gestaltet und durch die Einführung der ^ewerbe-
freiheit in der französischen Revolution auf die Tagesordnung ge¬

stellt wurde. ^iese Frage umschlie ^st naturgemäss jene des Be¬
fähigungsnachweises .
A&f der theoretischen Reite , dem Rousscau ' schen Gedanken Rechnung

tragend , ertönt der Ruf nach F̂reiheit der Arbeit "*Dazu kommen
die Physiokraten , did jede Möglichkeit souverän - staatlicher För¬

derung eines Produktionszweiges für die Bodenproduktion beanv
spruchen und von diesen wieder beeinflusst AdamS m i t h,

der die schrankenlose Entwicklung und Betätigung der indivi¬
dualistischen 'Wirtschaftsordnung vertritt *
AndereragRs wurden die Jünsche der Handwerker nach Verschärfung der

gesetzlichen Bestimmungen über die Voraussetzungen zum Aniritta
eines Gewerbes immer lauter +Zu einem tatsächlichen Aufeinander -

stossen der Meinungen hym es erdt im Jahre 1848 ŵo unter dam Einv

flusse der allgemeinen Revolution auch der Handwerkerstand wagte ,
öffentlich und nachdrücklichst seine Forderungen zu stellen , unter

welchen ,wie in Deutschland auch in Österreich die Frage des Befä¬

higungsnachweises , insbes , der dazu nötigen Prüfungen ,damals und in
der ganzen folgenden Bewegäng emne wesentliche Holle spielt .

Durch all diese Umstände sahen sich nun die Regierungen in

eine äusserst schwierige ^age versetzt , deshalb , weil einerseits
besonders im Interesse des auswärtigen Handels die Grossbetriebe ,

überhaupt die ganze gewerbliche Produktion durch fceie und ung3-

+)Kaizl S. 17. '
++)vgl .^ tieda S 66 u. f .



hemmte Entwicklung fördern wollten ^anderur ^eits natürlich sich
auch der Tatsache gegniiber nicht verschliessen konnten , dass die
Erhaltung eines zufriedenen Handwerkerstandes eine wichtige
Grundlage für das Bestehenbleiben eines Staates bildet .

Eine dementsprechende ,von kluger Vorsicht getragene

Gewerbepolitik , das verschleierte Bestreben , die Grundsätze der
Gewerbefreiheit allmählich und unbemerkt einsickem zu lassen ,
können wir in Österreich schon semt der Mitte des 18. ^hdts .

verfolgen . Eine seits wurden allmählich eine Reihe von Hand?
werken ,welche nicht zu den eigentlichen alten Zunftgewdrben gehörten ,
wis insbesonders allgemein hausindustriell betriebene ^ Tätigkeiten
in einer Reibe von Hofdekrgten für frei erklärt , andererseits

entstand der Begriff der Kommerzialgewerbe ,welcher alle gross¬
industriellen Bjtriobe umfasste und die damit bom Zunftszwange
ausgenommen wurden , auch dann, wenn die handwarksmässige Erzsugnisse
lieferten . (Hofdekret vom 29. IX. 1763) .

Diese freiheitliche Tendenz der Gewerbegesetz ^ebung nahm aber

keine gleichmäßige F%aÜentwicklung ^sondem blieben die bisher
eingeführten Rechtssätze bis über die ^ende desclS . Jhdts .
hinein aufrecht . An dieser Stells sei nur des Hofdekretes vom

2.Mai 1809 gedacht ^welches alle bewerbe , die weiterhin als Poli¬
zeigewerbe behandelt werden sollten , iitzeln aufzählte , alle in
diesem Verzeichnisse nicht enthaltenen Gewerbe als Komnerzial **

gewerbe erklärte und somit jeder lokalen Rinflussnahmd entzog .^
arst Mitte der 30- er ^ahre beginnt wieder eine ansteigend

liberale Ara , erkennbar aus der Zoll - und Staatsmonopolordnung
++) hA

vom 11.VII . 1835 sowie dem an den Frager Magistrat gerichteten

Hofkammerdekret vom 9. VII . 1835, welch letzteres für alle / ' dort -
selbst nicht namentlich angeführten Gewerbe den Antritt durch
blosse Anmeldung gestattet .

+)ygl . dazu ^chüler S+383
++)a .Kulisch S. 114/ 15.
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Auch in den folgenden Jahren kommt die gleiche ge^ werbepolitische

Richtung in der Revision der Kommerzialgewerbe für ganz Böhmen zum

^ usdruck ,noch mehr in der Verfassangsurkunde vom 26 .April 1848 ,

deren § 24 besagt : *Jeder Staatsbürger kann jeden gesetzlich

erlaubten Erwerbszweig ergreifen "+In konsequenter Fortsetzung

ihrer Politik hä &te nun die Regierung als gesetzlich erlaubten

Arwerbszweig möglichst viele Gewerbe bezeichnen sollen , wogegen

aber bald darnach die Verordnung des Handelsministeriums vom

lO.^ept . 1848 , die in Bö̂ men,MährenßHhlesien ,Tirol , Steiermark und
Galizien kundgemacht wurde , verstösat . Sie enthält eine Reihe von

Grundsätzen , an welche sich die untergeordneten Behörden zu halten

haben und worin die angewiesen werden ^ . bei Erwerbsverleihungen

oder bei der Zulassung freier Beschäftigungen ein möglichst um¬

sichtiges Verfahren zu beobachten und Beschäftigungen dieser

Art nur solchen Individuen zuzugestehen , die ausserstande sind ,

auf anderem Wege ihr Auskommen gn finden , aber atlen jenen zu ver¬

sagen , die ihre Zuständigkeit oder einen mehrjährigen Aufenthalt

an dem Orte , wo sie die freie Beschäftigung auszuüber wünschen ^

nicht gehörig nachiuweisen vermögen , weil dies das sicherste

Mittel ist , den Zudrang beschäftigungsloser Menschen namentlich

in grösswen Städten abzusehien , wo sie ,wenn ihnen die Beschäftig¬

ung keinen genügenden Erwerb sichert , nur zu häufig den Komunen

zur Last fallen , " (nebenbei bemerkt , sozialpolitisch betrachtet ,

ein höchst eigenartiger Standpunkt der Regierung . )

Diese Verordnung lässt sich jedenfals nur dadurch erklärep ,

dass sie eben aus dem ^ahre 1848 heraus geboren wnde , zu einer Zeit ,

wo es den Handwerkern infolge ihres geschlossenen Vorgehens vor *

übergehend möglich war , auf die Gesetzgebung einen gewissen Dŷ ck

auszuübez ; denn die grosse deutsche Handwerkerrevolution hatte

bald zu beginn des jahres 1848 auch auf Österreich übergegriffen
und auch hier kam es wie dort zu einem heftigen Kampfe zwischen

jenen Wünschen uni Forderungen , die sich einerseits auf Freiheit ,

andererseits auf Beschränkung des ^ewerbeantrittes richteten . *̂
+) Stieda S 66 *



10

Dey Mitteipinkt der ganzen östrr .Randwerkerbewegang war Wien
and lad aazh der dortige &emeindeaassshass , am ein tatsächliches

r*

Bild von der Sachlage za erhalten and am eine gerechte Ordnung der
+)

Verhältnisse za ermöglichen ,mit Erlass vom 28. V. 1848 dieG^remien
and Inangen ein , schriftliche Anträge ,betreffend die wanschgemässe
^bänderang and ^egelang ihrer Verhältnisse einzareichen .

Die Forderangen ,welche hier zatagetraten , richteten sich
hauptsächlich gegen die ^ewerbefreiheit and gegen die Abschaffang
des anftwesens ,hatten somit denselben Inhalt wie jene ,welche
von den deatschen Handwerkern aafgestellt wurden,was amso er -
kläriicher ist , als aach Delegierte der Gewerbetreibenden
Österreichs bei dem im ^ali and August k848 im Römer zalFrahkfart
a.M.versammelten ,Deatschen handwerkertage anwesend waren,wie
überhaupt die ö&terr .4andwerkerbewegang jener &eit als Teil
der grossen deatschen ^ewegang erscheint * ^
In diesem ^ine legte die Bittschrift des Zeatralgreminms and
Inngngskomitees in Wien schärfyten Protest ein gegen eine all¬
gemeine Preisgabe der bewerbe and erklärte , dass in einem solchen
Falle onvedingt das Fortbestehen des Staates gefährdet and ein
Bürgerkrieg bevorstehen würde. Die Petition der GewerbeinhaberUoer**

and Inangen Österreichs bezeichnet die Einiiiarang der bewerbe-*
frei %Rit aAs einen Akt, der . ein angeheares Proletariat mit
G

ewalt heraafbeschwören and den Komnünismas provozieren würde"*
Die*e and die reiche Ftüi.e der anderen Petitionen erklären es ,

dass der ^remsirer Reichstag , obwohl von politischen Freiheits¬
ideen erfüllt , diese für das ^ewerbewesen nicht geltend machte
ana sich überhaapt dieser Frage gegenüber mehr neatral verhieltt **̂

+) Stieda S. 66 "äntig S.49.
#*)vgl . äntigS . 49
Xj )§.KEliscK,S. 119
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Nach Auflösung des Reichstages schritt die Regierung zur Er¬
richtung von Handels - und ^ewerbekammrn ^um von diesen Gut¬

achten einzuholen , auf welche gestützt , eine einheitliche
Regelung des Gewerbewesens ^orgenommen werden sollte .
In der Tat wurde auf diese Weise rechhaltiges Materiale
geliefert , worin besonders die Errichtung gewerblicher Schulen
und eine zweckmässige Lehrlingsausbildung zur Hebung der
Konkurrenzfähigkeit des Gewerbestandes empfehlen wird .
Jedenfalls ging von dieser Seite jedoch keine Anregung zur
Durchführung einer ^ewerbefrei %heit aus , da die ^ammerräte
noch vollkommen aus den Kreisen der Gĝ -̂̂ inhaber hervor -

gegangen waren . Den entgegengesetzten Standpunkt vertrat
die Regierung , ^clche mehr den Wünschen der Gebilden , die mit
allem Hifer die Gewerbefreiheit verfochten , und den Berichten der

Behörden zugänglich war .Nach mühevollen Vorarbeiten gelang es
endlich ,nach Zurückweisung eines stark gegen die Gewerbefreiheit
gerichteten and mit den modernen Verhältnissen durchaus nicht

in Einklang stehenden Entwurfes einer Gewerbe-^rdng . einen ,
offiziell vom handeisminister Bruck , in Wahrheit abwr von seinem

:) '
Vorgänger ^ o g g e n b u r g ausgearbeiteten und nur wenig
veränderten Entwurf durchzubringen ,9uf welchem die mit dem
kaiserl . latent vom 20 . Dez. 1859 mit Giltigkeit ab 1. Feber 1860

3)
eingeführte freiheitliche Gewerbe- Ordnung aufbaut .
( Diese östrr .B. O.war ein Hauptgrund dafür , dass auch die
deutschen Staaten allmählich sich mit ähnlichen Gesetzen her¬

vorwagten , bis endlich 10 Jahre später als in Österreich auch

dort das Prinzip der Gewerbefreiheit mit der ab 1. 1. 1872 für
dganz Deutschland in Kraft getretenen Gewerbe- Ordnung des
Nord-Deutschen Bundes vom 21. VI. 1869 den Sieg errang ? )

1? vgl . dazu S.Mayer S. 8
^ Kuliscĥ S°125 ff .WäntigS.60 ff ,3tieda S.68.



in dar deutschen Gesetzgebung , die plötzlich erfolgte Preis -
gäbe der . andwerker an die „freie R-onkuirarenz" war jedenfalls
ein etwas unvorsichtiges Vorgehen der Regierungen , welches
sich jedoch durch, das begreifliche Bedürfnis nach Bereinig¬
ung and nach einheitlicher Gestaltung des ganzen ,bisher nur
stückweise and ohne einheitlichen Grundsatz geregelten Gewerbe¬
rechtes entschuldigen lässt .Rbmildernd vdikt aach der " m̂ tand ,

dass in mancher ^eziehang die -' infü ^rung der ^eŵ rbefreiheit

mehr als Sanktionierung eines bisher gesetzwidrig ^ bestehenden
Zastandes , denn als eine , die alten Zustände vollkommen am-
stossende Neuerung zu betrachten ist *Trotzdem sagt zwar mit etwa
Übertreibung aber nicht mit Unredht der Verfasser der Schrift :

9
Far die ^ewerbofreiheit and gegen den Befähigungsnachweis :
* Konnte man erwarten ,dass unser 3e<verbestand , fär dessen
fachliche Ausbildung die Regienang bisher so wenig vorgesorgt
nette ,der von jeher unter dem Glassturze zünftlerischer Ab¬

geschlossenheit geborgen war und zugleich vor jeder scharfen
Konkurrenz des Auslandes in Schatz genommen wurde , ohne^eiters
der durch die plötzlich geöffneten Schleusen hereinstürzender
Springflut der Konkurrenz za wi/ dersiehen imstande sein wmrde? "

Rar ja Selbstverständlichkeit ,dass sich nun die jedes
gesetzlichen Schutzes entbehrenden Handwerker wiederum zu-
sanxnenschlossen ,dass sie eine eigene , von Unzufriedenheit er¬

füllte Randwerkerpartei bildeten und durch Erlangung eines
bedeutenden Einflusses die Wiedergeburt zanftrnässiger
Gewerbepolitik vor allein in Österreich durchsetzten .

Bevor wir jedoch diese dritte grosse ^andwerkerbewegung
verfemen , wollen wir die Jtellung ^welchu die öatrr .

^eŵ rbe - Ordnung dam Befähigungsnachweise gegenüber einnimmt ,
einer näheren Untersuchung unterziehen .

1) Karl ^ a y r Innsbruck 1882.



Es handelt sich hier nicht um dB Einführung einer vaHen

6ewerbeireiheit , die im Extrem bedeuten würde, dass jeder irgend ein
^ewerbe an irgend einem Orte beginnen könne , sondern bildet der
Grundsatz der Lrewerhefreiheit die Regel , von welcher aus Zweck¬
mässigkeitsgründen Ausnahmen genacht werden . Den Ansichten mancher
Theoretiker nach wäre der Zweck d^r Einführung der üewerbe-
frei6Bit vor allem der gewesen , eine der Zwit entsprechende Grund **

lyge zu schaffen , auf welcher der historischen Entwicklung und
dem jeweiligen Bedürinisse Rechnung tragend erst weiter u. zw.
im beschränkenden Sinne aufgebaut werden sdlte ;diese Schranken aoer ,
das sei noch anschliessend erwähnt ^sind in erster Linie in Bezug
auf die gewerblichen ^enossaschaften als Ersatz der bevurmun??
denden inungen gedacht *

— — — — — 000000 * ***' "* ** '** '*** ***" **

ill .^ie f re iheitljche Gewerbe-Ördnuno;.

^ie östrr . G. O.des Jahres 1859 scheidet die Gewerbe in
Real - und Personaigewerbe . Nie ersteren kommen für uns nicht in

^etracht ,denn es sind solche , die ursprünglich von statswegen
verliehen und von da an Gegenstand des vermögensrechtiichen
Verkehres inter vivos et mortis causa geworden sind , ohne dass
an den Erwerb irgend bestirnte Voraussetzungen geknüpft wären .
(Die gesetzlichen Vorschriften über äie aUjsgemeine # Rechts -

/
und Handlungsfähigkeit , dies sei der folgenden Darstellung schon
an dieser stelle vorausgesciiickt , werden im Gewerberechte nicht

als Schranken angesehen . )

^ ie zweite &rupe sind die sog .Tersonalgewerbe , innerhalb
weicher wieder zwei Arten unterschieden werdemfreie und

konzessionierte bewerbe t§l G. U. ; *Dle ersteren sind , wie das

Wort Bereits sagt , frei von Beschränkungen ,durften auf Gruna einer

bloByen Anmeldung betrieben werden ,während der Antritt der letzteren
eine besondere Bewiligung der Verwaltungsbehörde voraussetzt .

(?- u+; jhier ein Akt d er Behörde ,dort ein Akt der Tartei ^

tjeine ' erieihung neuer Reaigewerbe verbietet der ^rt .VII desRinführungspatentes
++)Kulisch



weiche rechtsbegrundende Wirkung haben .Ausserdem unterscheiden sich

diese beiden Gewerbearten noch dadurch , dass zur Erlangung eines
konzessionierten Gewerbes nebst den allgemeinen Bedingungen zum
zum selbständigen Betrieb eines Gewerbes Verlässlichkeit und
Unbescholtenheit des Bewerbers und bei mehreren derselben der

Nachw eis d&ner besonderen Befähigung gefordert wird<*(§io )
So müssen Schiffer , weiche die Leitung von Segel - oder ^ uder -
fahrzeugen auf Binnengewässern gewerbsmässig betreioen , sich vor

der Behörde über die nötigen praktiscnen Xentniss4 ausweisen ( §22) .
Eine Kombinatäon von Verwendungs- ud üeiähigungsnachweis enthält

der § 23 , indem Maurer ,^ teinmetze und zimmerieute ,weiche die in

ihr bewerbe einschiagenden Arbeiten selbständig , d. i .nicht unter
der Leitung eines Rammeisters azsführen weilen, sich über die in
wirkiicner Verwendung beim Gewerbe erworbene praktische Befähig¬

ung ausweisen müssen. ^er hoenoauten im Vereine der Arbeiten der
verscaiedenen Baugewerbe leiten willytBaumeister ) yhat eine
3- jährige Verwendung beim Baugewerbe oder bei einer Baubehörde
im auszuübernden Dienste nachza ^eisen und überdies vor der iandes -

baubehörde oder dem von ihr hiezu delegierten Kreisingenieur
eine Prüfung üher deh Besitz der erforderlichen Kenntnisse

abzuiegen .Von dieser Prüfung kann bei Individuem ^deren Eefär -
higung anderweitig feststehi , Umgang genommen werden (§23 Abs.2) +
Ebenso müssen sich Rauchfangkehrer aber die in wirklicher
Verwendung beim Gewerbe erworbene praktische Befähigung

ausweisen (§24) j,während für Waffenerzeuger ,weiche Schusswaffen
in gebrauchsfertigem Zustande & rsteiien , (25j , sowie für

Erzeuger von Feuerwerkamaterial und Feuerwerkskörpern §§K&)
eine entsprechende allgemeine Befähigung ohne Nachweis einer
Verwendung in diesem Gewerbe gefordert wird. Das gleiche gilt
für Personen , welche sich mit dem Verschieisse der in den

Medizinalvorschriften verzeienneten eigentlichen Giite und

MediziRalkräuter &, soweit derselbe nicht ohnedies nach den
betreffenden Vorschriften aussSciiesslich den Apothekern Vor¬
behalten beschäftigen . achiiesslich müssen sich die
Bewerber solcher Gewerbe, weiche auf mechanischen Wege die Ver¬
vielfältigung von litterarischen oder artistischen Erzeugnissen



oder den Handel mit denselben zum Gegenstände haben^ l6 ) bzw.
für diese Erzeugnisse Lesekabinette oder Leihanstalten halten ,

sich aber eine entsprechende allgemeine Bildung aasweisen . ^ 19)
Dies sind die wenigen Ausnahmen, soweit sie in Bezug auf

den Befähigungsnachweis vom Grandsatze der Gewerbefreiheit
gemacht werden, Dagegen wird der gleichzeitige Betrieb mehrerer
Gewerbe gestattet (§11) and hat jeder Gewerbetreibende das BecM,
alle zur volkomnanen Herstellung seiner Erzeugnisse notwendigen
Arbeiten za vereinigen und die hieza erforderlichen Hilfsarbeiter
qach anderer Gewerbe za halten , sowohl mit den eigenen als aach
mit fremden Erzeugnissen seiner Erwerbsbranche Handel za treiben ,
innrhalb der Gemeinde seines Standortes mehrere Werkstätten und

Verkanfslokale za halten ,sowie auch ausserhalb der betreffenden
Gemeinde von Erwerbsleaten der gleichen Branche seine Erzeugnisse

anbieten za lassen and von diesen Bestellungen entgegenzunehmen
(§§ 43**46)<3,Einzelne andere Beschränkungen, die im Sinne des öffent¬
lichen Interesses gemacht werden,kommen hier fRruns nicht in
Betracht .

Auch juristischen (hier genannt moralischen )Personen ist der Gewerbê
betrieb unter denselben Bedingungen wie einzelnen Personen gestattet ,
doch sind sie verpflichtet , einen den allgemeinen Voraussetzungen
entsprechenden Geschäftsführer als Stellvertreter zu bestellen (§5) <*

* i * *0000000

IV.Reaktion :Die Gewerbebewegung bis zum 3ahre _1883.

Diese kurze Betrachtung der 1859- er G. 0. lässt uns erkennen ,
dass die darin getroffenen Bestimmungen jedenfalls den idealen
der Handwerker vollkommen entgegeggesetzt waren und kehren wir
nun wieder zu deren Stellungnahme sowie zur Untersuchung des wei¬
teren Schicksales des Befähigungsnachweises zuräck .
(Die Hier einsetzende neue Etappe der Randwerkerbewegu&g im
deutschen Reiche und in Ostrr . verläuft nicht mehr in der gleichen

Abhängigkeit ,wie dies in der 1848-3r Revolution der ^all war, auf
welche Tatsache ich noch später zu sprechen kommen werde. )



Die erste Aufndime , weiche die östrr . O. O. fand ,war im allgemeinen

eine wider alles Erwarten günstige .Fotgten doch hauptsächlich infol¬

ge des Ausbaues der Eisenbahnen eine ^ eihe von Jahren ^wirtschaft¬

lichen Aufschwunges , in welchen auch der Kleingewerbetreibende voll <-

auf za tun hatte , sodass er in der lat keinen '' rund za haben schien ,

gegen die Gewerbefreiheit za protestieren ^Deshalb war ep aach der 3#

liberalen Partei ,welche mit Eifer an der Beseitigung der äetzten

zanftmässigen Schranke , der ^wangsinungen arbeitete , gelangen , für
diesen ihren Plan eine beträchtliche Anzahl Gewerbetreibender

za gewinnen , so dass ein diesbezüglich am 27 . VI. 1861 im Abg. Hause
++)

gewtellter Ahtrag darchgedrangen wäre ,wäre nicht der vorzeitige

bchlass der *a&ang hindernd dazwischengetreten .Amh hatte das

Abg. Haas in der Sitzang vom 12. November 1861 Ben Beschluss ge¬

fasst , die Bestimmungen der G. O+aber die zwangsweise Bildung
von Genossenschaften einer Revision za unterziehen and hatte

in der Ritzung vom 2U. 111 +1862 bereits einen Gesetzentwurf an¬

genommen, der einschneidende Abänderungen der entsprechenden

Paragraphe der G. G. vorsah .

Diese Stimmung im Parlamente ging an der -Regierung nicht

sparlos vorüber and veranstaltete diese , haaptsächlich um in

künftigen derartigen Fällen im voraus sich einer bestimmten

Stellungnahme sicher za sein , in den fahren 1862 und 1865 Enqueten ,

über deren Ergebnis jedoch nichts bekannt wurde . Da in den nächst¬

folgenden fahren keine Wäderholung des früheren Antrages statt¬

fand , sah sich auch die Regierung nicht veranlasst , saa sponte in

die gewerberechtlichen Verhältnisse einzugreifen .

ln diesen Beharrungszustand brachte die junge Arbeiter¬

bewegung des ^ahres 1869/ 70 reges lebendes begann eine mehr als

lU- jährige Periode unentschiedenen Kampfes , in weicher es sich

widersprechende Gesetzentwürfe , Enqueten ,Regierangsvoriagen a . dgl . m.

in grösser Menge schneite , bis endlich das Gesetz vom 15 . März 1883

einen wenigstens vorläfig anerwarteten Abschluss brachte .

+)Rulisch a . lu2 , Wäntig S. 72 ,Rtieda S. 69 ,*3. Mayer ^ . 7 l . Sess . 1861 )
++)Antrag Skene .btr . die Aufhebung d . inungszwangesfSten . Prot . d .A. üs .
+++ )vgl7Bo . 253 d .Beil . 9. 8ess . Mativenbericht



Der Arbeiterbewegung folgend hatte 1872 eine Mandwerkerbewegung
+)

eingesetzt , welche einen Ausfluss der lange zurückgedämmten and
durch die wenigen Jahre der Hochkonjunktur nicht in die Erschein¬
ung getretenen Unzufriedenheit der Kleingewerbetreibenden dar¬
stellt ,nun aber durch die tatsächlich krass zutagetretende elende
läge des Kleingewerbes eines in ihrem Interesse gelegenen ^ Ab-
schlussesbedurfte ,wollte man nicht den Gewerbestand verproleta -
risieren und in der gros ^en ^asse der Arbeiter aufgehen lassen .
Die Arbeiter selbst wandten sich an die Wiener Randeiskammer um

Unterstützung und so veranstaltete diese in den fahren 1873/ 74
++)

eine umfassende Enquete , deren Erfolge höchst interessant waren .

^er ^rositeil der Kleingewerbetreibenden gab in dumpfer Resig¬
nation zu , dass nicht der -Befähigungsnachweis und andere gesetzliche
Zwangsmittel eine .Besserung herbeiführen könnten ,wo doch so viele
Handwerke durch neuen chemischen und technischen Erfindungen ,welche
ein viel billigere und zum Teil auch bessere .Produktion ermöglichen ,
ilusorisch gemacht seien . Rdt wenigen Ausnahmenyelche gegen die

Gewerbefreiheit Anklage erhoben ,wurde jedoch dad Hauptgewicht
auf die Notwendigkeit der Förderung eines entsprechenden gewerb-
lich - technischen Unterichtes in Fachschulen u. dgl . m. gelegt .***^

An einer äusserst misslichen ^age befand sich nun die
Regierung , stand sie doch nunmehr vor der Lösung einer umfassenden
wirtschafts . und sozialpolitischen Frage : Hier die Arbeiter , Verkürz¬
ung der Arbeitszeit u. dgl . fordernd . dort die ^rossindustrie , reprä¬
sentiert durch die liberale Bourgeoisie ,weiche gegen jeden Rin¬

griff in die freie Gestaltung des Arbeitsvertrages wetterte , - und
in der Mite der ^ewrbestand , der in der ^ros &induBtrie zwar seinen

ärgsten ^eind erkannte und daher gegen diese Stellung nehmen musste
andererseits sich durch seine eigene Unternehmertätig %keit vom
Arbeiter soweit unterschied , dass er auch mR diesem nicht gemein¬
same Sache machen konnte , ^ mit einem &ort ein Mittelglied , das die

krassen Gegensätze zwischen hier und dort in gewissem Sinne ab¬
stufen komte *

+)^äntig S. 73
++jatieda a . dy
+++jvgi . aie nähere ßiederga &ed . einzelnen Gutachten bei Meyer ^ .9



Es erscheint jedenfalls etwas verwunderlich , dass sich die Regierung
vorerst auf die Seite der Arbeiter stente and die Forderungen des
Kleingewerbes voilkomen unberücksichtigt liess . Dies zeigt der Ent¬

wurf einer neuen ü. 0. aus dem Jahre 1874, der aber ebensowenig zur
Beratung Kam,wie die 3 ^ahre später vom Randeisminister Clumetzky
entworfene ^ewerbe?Prdng . , deren ^ustandekomen hauptsächlich den
zahlreichen Fetitionen von Reite der Grossiudustneilen und Mauf-

leute . , eines Beschlusses des Sstrr . HRndelskammertages sowie einer
analogen Eingabe des nied . östrr .Gewerbevereines zuzuacnreiben ist .
Wiederum war es die Schliessung der Session ,weiche dis Einbringung

des Entwurfes zur verfassungsmässigen Behandlung im Reichsrate ver¬
hinderte .WahrscneinücR wäre aber dieser auch im anderen Faiie

m seiner ireiheitlichen Fassung nicht mehr durchgedrungen , denn
schon machte sich in den breiten Massenein Widerwille gegen die
Folgen des Lioeraiismus und alle von ihm begünstigten Personen
geltend , es begann eine * Empörung aller derer ,welche dabei zu kurz
gekommen waren oder doch für ihren Besitzstand aa^f &rchten sa

+*+)
müssen glaubten " .

Die erste grössere Versammlung,weiche die Forderung nach
Einführung des Befähigungsnachweises aufstelite , war der am KB.
und 2y. oept . iovy m Trag stattgehabte Gewerbetag ,welcher den
Gesetzentwurf des "ahres 1877 begutachten sollte .Hiwr wurde u. a .
ioigenae Resolution gefasst r^iemand soll ein Gewerbe früher
betreiben dürfen , bevor er den Gewerbeschein dazu erhalten hat *
%nr Erlangung desselben ist im älgemeinen die ordentliche

Anmeldung bei der kompetenten Gewerbebehörde erforderlich , bei
weicher jedoch derjenige , der ein handwerksmässic betriebenens

Gewerbe anmelden will . den Nachweis zu liefern hat ^dass er es
ordnuRRsmässig erlernt und sich in demselben durch mindestens

3 Jahre verwendet hat . Weiche bewerbe in die Rategorie der
Handwerke fallen , ist im Wege der ^andesgesetzgebung festzu -
steilen . -̂ ie zweite wichtige Bpderung war der Ausbau der %wangs*-
genossenschaften ,was hier nur nebenbei erwähnt werden soll *

Handwerker^
Diese Frager Hesolutnn fand in weiten / Kreisen freudige

Aufndhme,Befähigungsnahpeis und Zwangsinnung wurden als Haupt¬

forderungen der weiteren ^andwerkerbewegung beibehalten , so in

+)KulischS, 139,#äntig sioo



der am 23.Nov. 1379 in Rränn tagenden Massenversammlung Mähr. Ge¬
werbetreibender Juasbes. in deiyt Ersten Allg . Ustrr . Gewerbetage von
13. - 15. Nov. 18bl .

in der hier geiassten Redoiuüon heisat es u. a . : . ln Hinkunft soll

von jederman , welcher ein handwerksmässiges Gewerbe betreiben will ,
der -̂ eiahigungsnacnvjeis , d. n . der Nacnweis der Erlernung and mehr¬
jährigen praktischen Verwendung erbracht werden .

Seit dem ^abre 1877 hatte die Handwerkerbewegung sogar auf
die -Landtage übergcgriii 'en,welche zwar keine positiven Rrioige
erzielten , jedoch durch Enqueten ,^esolattnen und Debatten das
Interesse für die Frage bedeutend hoben . ^nd nicht ungehört sollten
dBse Forderungen zum zweitenmale verhaliaa .Hatte sich doch ,
gestützt durch / dem Börsensturz des Wahres 1873 wieder zu ^acht
gelangende Rlrchse eine ieudai ^cmerikale Tartei geondet , die
sicü zum Urogramm gemacht Ratte , im katholischen Geiste sozial -
reformatorisch zu wirken und die ganze Staatsverfassung einer
Umänderung nach autonomer Ordnung der einzelnen -*-ieressentengruppen
unter Biner ausgleictienden christlichen Staatsgewalt zu un&er -
zieha3 . Zwar hatte die Handwerkerpartei noch nicht ganz mit dem

Liberalismus gebroenen , indem sie in die Sphäre der ürossindustrie
noch nicht einaugreifen wag&e, doch fand sie sich in dem Funkte
der Forderung nach autoritativem Eingriffe dar Staatsgewalt in
die nirtschaftsverhältnisae und bezüglich der legislatorischen
Anerkennung der Autonomie der ^enossensenaften mit jener poli¬
tischen Partei und gerade dieses Moment war ihr günstig ,denn

nur durch jenen doppelten &ampf% gegn die Folgen der liberalen
Kra konte sich eine konservative Mehrheit bei den Neuwahlen

der Gew. urdng . im oescnrangenüen Sinne vorgenommen werden ,
î s verlangten eoen die lücken , welche beim Erlass der ^ . O. im

Jahre 1859 offen gelassen worden waren , der Umstand, dass an dB
Stelle der schützenden Zanfteinrichtungen gar nichtsPositives
für den Handwerker gschafffen wurde , darnach , in einer den gegen¬

wärtigen Verhältnissen angemessenen Weise ausgefüllt zu werden

und es begann mit jenen Jahren dis Regierungspolitik der all -
+)Kulisch S. 14U.
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die nach

zum Abg. Hause im 9ahre durchsetzen , konteeine Abänderung



mählichen Konzessionenan den üewerbestand , dB in der Ein¬

führung des obiigatonscnan Befähigungsnachweises durch die

Gew. Novelle vom Jahre ipuy gipfelt .

Die Bedrängnis des Rleingewerbestandey war nur ein allzu offenes

Geheimnis , als dass sich die Regarung nun hätte wieder einer
umsomehr^

positiven Lösung dieser kritischen Frage entziehen können ; als

die Notwendigkeit einer Reform sogar die iaranrede zur Rröiinung
4)

des Reicnsrates vom 8 . ukt . l879 anerkannte } .Die Revision der

^ewerbegesetze mit Beachtung der seit Erlassung der ^ . u .gewonenen

^rianrungen bezweckt die Förderung der gewerblichen Interessen

insbes . durch Kräftigung des Äieingeweroes und zeitgemässe

"Regelung der Verh &tnisse zwischen Arbeitgeber und Hilfsarbeiter . "

Wenige Nochen nahhher , am go . Mov. ioty loggte im Abg. Hause ein
T*)

i êgiernngsentwuri betr . die Abänderung und Ergänzung der G. O. .
Dieser Entwurf erstreckte sicn aber nur auf einzelne Teile der

G. u . u . za . oetrai er das gewerbliche Hilfspersonale , die Gewerbe -

Inspektoren und die gewerbl ^Hilfskassen +Die Regarung Begründete

dieses inr Vorgehen damit , dass sie es als zweckmässiger und besser

imxlnteresse der ^ache getan erachte ,nnr die einer "Revision am

meisten bedürftigen Teile der G. ^ . möglichst bald bis zur ^esetzes ^

kraft durchzubringen , da eine Bevisaun der ganzen ^ . u . jedenfalls

eine oedeutende Verzögerung herbeiführen könnte . Jedoch sollte
in der succesive vurzunehmenden"Reform Kein Stillstand eintreten .

m Mit dieser Argumentation konnte aber dis Regierung keinen

Beifall finden , sogar der vom Rog . Hause zur Beratung der Vorlage

eingesetzte Ausschuss empfahl es , wegen eines besserenZMaammen -

hanges die G. O. in ihrer Gesamtheit einer Umänderung zu unterweriea .

Dazu kam eine in demselben Sinne gehaltene Reihe von Petitionen

an den Reichsrat und als am 5. 11 +1880 der Abg. L ö b 1 i c

samt Genossen den Antrag auf Reiormerung der ganzen ^ . U. stellte ,

wurde der Regierungsentwurf endgiltig fallen gelassen und durch die

Vorlage eines neuen Entwurfes vom 16.XIläl880 ,die gesamte ^.0.
betreffend ersetzt *

1)
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Dieser Entwurf lenkte zwar schon etwas ein zugusten aer Gewerbe¬

treibenden , indem für einige konzessionierte bewerbe ein erhöhter
fachlicher und persö nlicaer Befähigungsnachweis gefordert war , im
allgemeinen vertrat a^e Regierung aber noch immer die Ansicht ,
dass die ..Hebung des gewerblichen -Lebens zunächst aas der Orga-*
nisierung der gewerblichen Verbände sich entwickeln werde " .
Dort sollen durch Regelung des Lehrlingswesens , durch fachliche

Ausbildung der Lehrlinge die Elemente zu einem intelligenten
8ewerbestande nerangezugen und überhaupt durch däna ernoiiende
Tätigkeit der Genossenschaften weitere Reformen im êwerbeieben
vorbereitet werden .Anfdiese Meise würde sich auch die vielum -

strittene Frage aes Befähigungsnachweises klären .
Der Entwurf wurde dem Gewerbe^Ausschusse aberwiesen und

zogen sicn die Verhandlungen über ein Jahr hin . Als in den Monaten
März und April des Jhhres IMol dis Wiener Handels- ana üewerbe-
Kammer eine Enquete veranstaltete ^war zwar die geringere Anzahl
aer Gewerbeinhaber , jedoch geschlossen die Gehilfen -* und Arbeiter¬

schaft gegen den Befähigungsnachweis , ebenso die Kammer selbst .
Und als im selben uahre das Subkomitee aes Gewerbe- Ausschusses

eine Expertise über die Art der Erbringung des Refähiganganacn ^
weises abhielt , sprach sich die überwiegende Mehrheit der Rxpertan
gegsn die Einführung aes B.N. als eines wirkungslosen , schädlichen
und undurchführbaren Iatitutes aus , . Dennoch neigte der -Ausschuss
mehr der reaktionären Strömung za und gelangte die Regierung -,

nachdem die vorher bloss eiae zawartende Steünng eingenommen hatte ,
aui einmal zu aer Überzeugung ^aass die von den Gewerbetreibenden
kundgemachten Wünsche senr beachtenswert seien und dem früheren

Regierohgsentwurfe gegenüber weitere Einschränkungen notwendig machten
Nicht ohne Einfluss wird der 3. Gewerbetag gewesen sein , auf welchem
sich zum Unterschiede vom ersten und zweiten eine radikal - zünft -

lerische atrömüng geltend ot-eMe-gemacht hatte . ^

Somit war die Koalition von Gewerbeaasachuss and Regierung

hergestellt and wiewohl hemit das Schicksal der Gewerbereform schon

beschlossen war , entspannen sich in ^nnd ausserhalb des -Tar^mentes
iasbes . in der Presse die heftigsten Kämpfe zwischen den freiheit¬
lichen and den reaktionären Prinzipien . Doch kam im letzten

/ r "V A . ?
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Momente noch die entscheidende und ausschlaggebende Hilfe durch
das Gesetz üom li . Okt. 1882, welches ,von der konservativen

deutschen Majorität durchgesetzt , das Wahlrecht für die Reicha ?
Vertretung auf breitere Grundlage stellt e (Zensus 5 Fl Staatssteuer
im ^ahrej , wodurch der Gewerbetreibende za einem politischen
Machtelement wurde , nunmehr umworben von Majorität und M&RDrität *
Das war die leuchte , die auch den liberalen in plötzlicher
Schwenkung den Weg zu Befähigungsnachweis und Zwangsinnung wies .
So konte der am 24. V. 1882 dem Abg. Rause vorgelegte Gesetzentwurf ^
des Gewerbeausschusses ^nach Vom& me weniger Abänderungen als

neue , reaktionäre Gewerbenovelle am 15.März 1883 Gesetz werden .^
Denn auch im Herren - Raase wurde der Vorlage wenig widerstand bereitet

t)
Am 19.XII . 1882 war der Entwurf im H+Ha. eingelaufen und wurde

mit der Dccharbeitung desselben eine Kommission betraut ,weiche am
22. Xli . ihre Tätigkeit begann .Abgesehen von einigen mehr oder

minder wichtigen textlichen Änderungen schloss sich dB se
Kommission vollinhaltlich dem Entwürfe an^In ihrem Bericht vom
22 . 1. 1883 an das H. Rs+wird ausdrücklich betant , dass über die

Dringlichkeit der Reform gar keine Zweifel bestanden hätten

und dass man zur Erkenntnis gelangt sei , dass bei deg Unzuläng¬
lichkeit e&ner Selbsthilfe die an die legislative gerichteten

zahlreichen Fostulate berücksichtigt werden müssien .Mit Rück¬
sicht auf die Dringlichkeit der Reform und darauf , dass das
Gesetz erst 6 Monate nach seiner Kundmachung in Wirksamkeit

treten sollte , hatte man nur solche Änderungen vorgenomm&n,welche
keine weiteren Verzögerungen in der Aktion erwarten liessen .

Der Standpunkt des Aaschusses drückt sich in seinen folgenden Worten
kurz aus : .Es gilt , die Anarchie , die im gewerblichen Leben ein¬
gerissen hat , durch eine geordnete Freiheit ( !) der Bewegung za

ersetzen , denn dia Bahn ist für loyale Konkurenz insolange nicht frei
als ieichtfertigkeit ,Mnfähigkeit und unredliches Mebaren sich unter

dem Deckmantel der Legalität des Marktes bemächtigen können . "
Als der Entwurf im Rerrenhaase seihst zur Debatte kam,da waren es

^ Ar



nur wenige stimmen , die auf die Mängel desselben hinzuweisen wagten .
Die Mehrheit wünschte die DarchiEhrang des Gesetzes und stand auf
Seite des Geaeralberichterstatters , der seine Ausführungen mit
dem Wunsche schloss , die Regierung möge das srsiebiae ^eld .das sie
nunmehr eröffnet habe . unbeirrt fortkultivieren .

!Qass dieser Wunsch tatsächlich in Erfüllung gegangen ist ,werden
wir aus der später folgenden Darstellung entnehmen .

Das besetz betrifft nicht die ganze G. O. , sondern hatte es
der ^ewerbe -Aasschass plötzlich nach den langwierigen MRrhand-
lungen für gut befanden ,nar einzelne i'eile derselben einer
Revision zu anterziehen , d. i . das 1. 11. III . IV. und KI ,Ranptstück
dar tj.U. vom 2^ . Dez. 1859.Aasserdem traten der %lU2, soferne durch den

selben eine Genossenschaftsgerichtsbarkeit eingeführt wurde , sowie
alle übrigen Bestimmungen der G.U. insoferne ausser Kraft , als sie

Gegenstände des geg enwärtigen ^echtes betrafen und hierüber
abweichende Bestimmungen enthielten *

OOOOOOO— —

V. Die erste Gewerbe-Novelle.

Diese Gewerbe-rMoveüe bringt eine entscheidende WaM/ ung

in der östirr . Gewerbepolitik zum Ausdrucke , durch welche ,den
wünschen der Gewerbetreibenden Rechnung tragend , längst fallen
gelassene Zunfteinrichtungen zu neuem leben erstanden *

Aas der Zweiteilung der Gewerbe vom ^ahre 1859 wurde plötzlich
eine Drei - Teilung gemacht (§l ) Zwischen die freien und konzessio¬
nierten Gewerbe schiebt sich eine 3. Grape ein ,die sog . handwerks -

mässiaen Gewerbe , als welche gemäss § 1 der Gew. Rov. jene Gewerbe

anzasenen sina ^ bei denen es sich um Fer&gkeiten handelt , .welche
die Ausbildung im Gewerbe und eine längere Verwendung in dem¬

selben erfordern und für welche diese Ausbildung in der ^egel
hinreicht . "Pie Bezeichnung dieser bandwerksmässigen Gewerbe

steht bis zur legislativen Feststellung dem Ministerium im Ver¬

ordnungswege zu ,wobei sich der Minister an die obem bezeienneten
Kichtimien au halten nat .



ist dies Keine kleine Aufgabe , welche der Regierang zugewiesen
war , umsomehr, als sie mit einer zweiten , nach viel schwierigeren

vielleicht überhaupt undurchführbaren verbunden war ,nämlch der¬
jenigen ,eine allgemein giltige Trennungslinie zwischen ^lein -r
betrieb ud Fabrik za zeichnendes folgte aip- tV.aeptemDer 1393
jR. 'j .Bl +laa eine derartige Verordnug des H.Min. ,welche aber teilweise
ergänzt und abgeändert wurde durch die V. d. R.Hm . iy ^ inv .m. d. Min.
d. inn . v. 30. Vl. ioS4 ,K. G.Bl . li0 ,welchletztere 47 Gewerbe als
handwerksmässige aufzählt ,deren Zahl im Laufe der folgenden ^ahre
nocn eine Erweiterung erianr . j
rtanneisgewerbe %&& engeren Rinne und iabriksmässig betriebene

Uhernehmungen sind von der Einreihung unter die handwesrksmässigen
êweroe ausgenommen.ydie gesamte pausndustrie fällt uberhapt nicht

in den Geltungsbereich der G. 0. ,welche .Bestimmung,wie wir noch

später sehen werden,einen starken Dorn im Auge der Kleingewerbe¬
treibenden bildete , nnd setzten ddese , einmal gestärkt durch das
Nachgel&i der Regierung im ^ahre 1853in den folgenden ^ahren aiie
Ihre Äraft za Beschränkungen auf diesem üebiet e ein ; ob mit oder

ohne Er&&g , das soll die spätere Darstellung zeigen *
Die Befugnis zur Ausübung der handwerxsmässiMen Gewerbe

wird , wie bei den freien bewerben , durch die blosse Anmeldung der

Partei bei der Behörde rechtskräftig . Jedoch anterscneiden sich
die Anmeldungen dieser beiden Gruppen von Gewerben dadurch , dass

diejenige der Bewerber freier Gewerbe bloss Name,Alter , Wohnort,
ataatszugehörigkeit des Unternehmers , die gewählte Beschäftigung
und den Standort der Ausübung za beinhalten hat ,worauf , falls

nicht die in der G.O. allgemein aafgezählten kriminellen Aasv
schlieasmngsgrände voriiegen ( § ö avö ) oder die vorzeitige
LrrossjäRrigkeitserkiäraag eines minderjährigen Bewerbers nicht
stattfindet ( §2) von der ^ewerbeoehörae als -Legitimation zur

berechtigten Aasübung des Gewerbes ein sog .Gewerbeschein aasge¬

händigt wird ^während die Bewerber handwerksmässiger Gewerbe

ausserdem noc^aen ^achweis der Befähigung durch das Lehrzeugnis and
ein Arbeitszeugn is üb er eine mehrjährige Verwendung als Gehilfe
in demselben bewerbe oder einem dem ^ewearbe analogem Fabriksbetriebe

za erbringen haben (§l4 Aos. l ; .



Die auf die Lehr—und Gehilfenzeit bezügliche Anzahl von Jahren
wäre im Verordnuqgpwege durch den handeisminister im Amv.mit dem

äm . d. inn . nach Anhörung der ^andels - u. ^ewerbekammern and der
betreffenden &A;ssenschaften iestzusetzen ,was durch die Verordng .

d . h.Min.v . i7 . iA. loöj ( K.^ .bi . i4 ^ ) geschah . hier wird eine höchstens

6? .̂ährige Verwendungszeit festgesetzt u. zw. entfallen auf düe
^ehilfenseit 2 Jahre und auf die Lehrzeit 2 - 4 Jahre , inarhalb
welcher Grenzen es den Genossenschaften freisteht , die Lehrdauer
zu bestimmen ,Yjelche Beschlüsse dann in die Statuten der betreffen **
den Genossenschaft aufzunehmen sind .

Aus dem Gesagten geht hervor , dass es sich in dB ser Gewerbe-
Melle lediglich mm den Nachweis einer bestimmten Verwendnp̂s-
dauer im Gewerb und nicht um einen eigentlichen -Bafähigungsm chweis
handelt , denn dieser würde eine mit gutem Krfolge abgelegte , objek¬
tiv vorgenommene ffüfung anr Mnde der Verwendungsperioden oder

wenigstens einer derselben voraussetzen ,da nur auf diesem Wege
CEentueli eine tatsächliche technische Befähigung nachgewieden
werdai könnte .Dazu in einem gewissen Widerspruche steht der Abs. 4

desselben Faragraphen ,welcher besagt , dass an Stelle dieses Nach¬
weises ein ^euanis über den mit Erfola zurückgelegten Resuch
einer gewerblichen ^ herrichtsanstait ,wie Fachschule , Rirwerkstätte
und Werkmeistersch ule einer höheren Gewerbeschul ? treten kann ,

vorausgesetzt , dass hier eine praktische Unterweisung und fach -
gemässe Ausbildung in dem betreffenden Gewerbe eri 'oigt .
^s ist nicht eizusehen , warum nicht auch eine mit ungenügendem

^rfolge absolvierte derartige Uiherrmhtsanstalt eine praktische
Unterweisung bei einem Meister ersetzen sollte ,welche doch als so&che
nicht die geringste Gewähr für ein tatsächliches Eriernei des be¬

treffendem Gewerbes bietet , umsomehr, als der zweckwidrigen Verwendung
der Lehrlinge in der damaligen Zeit noch gar keine wirksamen
Schranken entgegengesetzt waren und in gewissem Sinae Überhaupt
nie volkomen entgegengesetzt werden kannen . ^er zweite Teil unserer

Abhandlung wird sich mit dieser Frage noch eingehender zu befassen
haben . Jedenfalls kann an dieser Steile schon b tont werden ,dass der

%weck der Gew. Novelle , die Lage der Kleingeweroetreioenden zu ver -
iA&W
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bessern , sowie den ganzen Handwerkerstand za heben und vor -Trole -
tarisierang za schätzen ,durch derartige Massnahmen wohl nicht

seiner Eriüliang zugeführt wird . Viel eher wiBd man uei genauerem
atadiam der Gewerbenovelle stark versucht , za vermuten , dass die

Motive in erster Linie nicht wirtscRaltsp &iitische sondern rem
politische waren , dass es sicn mehr daram handelte , den Handwerker-

kreisen gegenüber ei ^gewisses Entgegenkommen za zeigaa , als tat¬
sächlich durch ernste wirtschaits ^and sozialpolitische Reformen
eine für sie günstige Umgestaltung hBrbeizafahren . lst doch dies
sct}on deshalb mit Riife der Novelle nicht möglich , da ja fabrikst -
mässige Gewerbebetriebe , wie oereita ,erwähnt , durch sie nicht betroffen
werden und ein kapitaiskräftiger Unternehmer immer den Handwerks?"!'.;-:,

betrieb erreichen kann ,wenn er nur einen entsprechenden ^eschäi 'ts -
faarer aafsteHt oder vorscMabt . t§ab ) . Dergleichen ist es juristischen
Personen g? stattet , bei Steilung eines geeigneten SiellRgrEBeters
oder Pächters jedes bewerbe za betreiben (§3) .

Um dis krasses &en Folgen ^welche sich ans der Forderung

des Verwendungsnachweises ergeben , etwas zu mildern , sieht die
^ewerbenoveiie me Möglichkeit der ^ispenserteiiang vor , dies
jedoch auch nur für „besonders beräcksichtigangswürdige Fälle " .
Die politiscne Landesbehörde ist nach Linvern &me der Genossen -

schalten , denen jedoch kein Rekursrecht ^ teht , oder , falls eine
solche für das in Frage kommende bewerbe nicht existiert , der

Randels -*and Gewerbekammer kompetent , von der Bethringang des

Befähigungsnachweises za dispensieren and empfiehlt der Min. ^ri *
v . iö . jept . id&j (4.^6701) von diesem Rächte möglichst dann
Gebraach za machen,wenn dB Geschäftskonjanktur den Übertritt
za einemaideren bewerbe wanscn enswert erscheine lässt oder wenn

darcn schwierige sonstige Erwerbsverhältnisse das Verlangen eines
Gewerbetreibenden nach gleichzeitigem ^Betriebe mehrerer Gewerbe
gerechtfertigt erscheint . in den genannten Fällen soll diese Aus¬

nahme aach jene Gewerbeteibenden treifen ,welche , da sie vor ^riass



der Gewerrbenoveile vom lb . ili . i8H3 den Gewerbeschein für ein

jetzt als handwerksmassig bezeichnetes Geweroe erhielten , über¬
haupt für kein Geweroe den Befähigungsnachweis erbracht haben oder
zu erbringen in ddr läge sind . ( MiR. Rri . v . iö . oept . iödj , 4*a67ul )+
von dem Grundsätze ,dass die Dispenserteilmgen im freien Ermessen
der Gewerbebehörde liegen ^wird für den Fall eine Ausnahme gemcht ,
visiiü aie Zahl der im Gewerbeoe biiebe oder in einem analogen
Fabriksbetriebe zujtgabrachten Gehilfenjahre der iur das oetreiiende %

Gewerbe vorgescnriebenen gesamten Verwendungszeit gleichkommt .
Hier muss die Dispens auf jedenFall erteilt werden ( Min. -rl .wie obenj
Handelt es sich um ein ĝemeiniglich tron Frauen betriebenes Gewerbe"

wie z .R. die Damensenneiderei , so bleibt es der freien Würdigung der
Gewerbeoehörde überlassen , den Befähigungsnachweis auch auf andere
Weise als durch Lehr- und Gehiiienzaugnis als erbracht anzuerkennen ,
wie z.B. durch den Nachweis der häuslichen Tätigkeit innerhalb der

Familie , entsprechende nausindustrieMe Tätigkeit oder der in einer
Frauenschule erworbenen Kenntnisse u. dgl .m.

Bishec habe ich nur die nandwerksmassigen Gewerbe genannt ,
weiche der Forderung des Befähigungsnachweises unterworfen sind ,
es xomen jeduch für diese awangsbesumung auch eine Heine kon¬
zessionierter Gewerbe in Betracht , analog den Bestimmungen der
früheren G. 0. , jedoch wird hier nicht unoedingt eine K-4 jähr .
Verwendung als Lehrling und 2- jähr . Verwendung als Gehilfe gefor¬

dert , sondern handelt es sich diesgbezüglich meist um die "Rezeption
der schon früher getroffenen und allgemeiner genaitenwn Bestimm-
ungen :Rriurderms einer entsprechenden allgemeinen Bildung ,mehr¬

jährige Verwendung,genügende fachliche Ausbildung u. s .w+. An der
liste dieser Gwwerue wurden in den folgenden Jahren noch einige
Ergänzungen voigenommen. **

Hiemit aoiie icn , die Steilung des Befähigungsnachweises in

dieser Gawerbenovelie erschöpfend geklärt zu haben und seien nur

noch %ztvei grosse Mängel in der NoveüLe erwähnt ,nämlich die , dass

erstens keinerlei Übergangsbestimungen getroffen sind und dass somit ,
Nachdem tlas gesetz gemäss Art .Vi d.^dm. Pat . keine rückwirkende Uralt
Rat , , aerjtenige ,weicher ois zum^ ege der Wirksamkeit des Gaetzes



eia bewerbe qnmeidete ,dieses ohaeweiters oetreiben xunnce ,während jene ,
weiche nach diesem Zeitpunkte einen Gewerbebetrieb eroiinen wdRten,
den vollen üeiänigungsmchweis zu erbringen hatten , es sei denn,
dass die ^ewerueuehörde vom Recnte der Dispenderteilung Gebrauch
machte . Zweitens überlässt das besetz zu vi &i entscheidende Rar-

mierungen dem Verordnnggswege , entzieht sich dadurch zwar einer

mitnter recht schwierigen Auigabe , arbeitet aber andererseits mit
Begriffen , die übwnaupL noch nicht f̂estge legt sind .

ooooooo ———- —-

VI.Folsen der ^ewerbevNovelierBestreDun ^eR za Abänderungen .Politische Rämoiev
pr ' ' *

Diese Gewerbenovelle teilte das Schicksal der G. O.aes Jahres 1858, !
denn auch ihr folgte zuvrst eine ^eit der Rühe , - wenigstens in den
Kreisen der Aieingewerbetreibenden +Ub dis Zufriedenheit mit der

neuen Einrichtung aes befänigungsjs &chweises eine tatsächliche war ,
oder ob sie dem andächtig hörenden Gewerbestande oioss von den

Parteileitern eiageredet wurde, darüber lässt sich heute von einem
Aassenstenenden wohl Kaum ein urteil abgeben . Tatsache ist , dass man
in einer Reihe von Genassenschaftstagnngen und anderen Versammlungen

der Gewerbetreibenden den B.N. günstig beurteilte und hauptsächlich
dagegR protestiertepdass er jedem Gewerbetreibenden das Rechte
einräume , alle zur vollkommenen Herstellung seiner Erzugnisse
nötigen Arbeiten zu vereinigen und die hiezu erforderlichen Hilfs¬
arbeiter auch anderer Gewerbe zu halten ( § 37) ,wodurch jeder leicht
in die Lage versetzt wäre , , verschiedene Gewerbe in seiner Hand za
bereinigen ,während den zweiten Stein des Anstosses der § 38 biidete ,
wonabh Handelstreibende die Möglichkeit }taben , ein Handelsgewerbe
ahne Beschränkung auf bestimmte ^aren oder Warenkategorien anzu¬
melden ( sog . Gemischtwarenhandel )+In diesem Sinne urteilte z .B.
der Wiener Genossenschaftsverband , während die Wiener Schuhpacher - !
geaossenschaft in einem Schreiben 'an den Zentralvorstand des

deutschen Rchuhmacherinnungsverbaides die Einführung des Befä¬
higungsnachweises geradezu als Rettung des Handwerkerstandes preist )



Freilich handelte es sich in all diesen Fällen vielmehr am Behaupte
ungen als um da Darlegung bewiesener Tatsachen .
<Yenn wir jedoch von dB sen einzelnen neatralen Urteilen über den
Befähigungsnachweis absehen ,war doch der (frosdt&il der irgend wie
interessierten Kreise mit dem Gesetze vollkommen unzufrieden .

Dem einen wurde za viel , dem anderen za wenig Freiheit geboten
and so begann eineneae %eit der Kampfe, in welsher wir aber nicht
so sehr die ^andwerkerbewegung als solche , als vielmehr dasStreben
nach Verwirklichung politischer Parteiinteressen aaf dem Umwege
über den Gewerbestand verfolgen können .

Der grössete Teil des Kampfes spielte sich ,wie gewöhnlich bei der¬
artigen aktaellen ^ragen , in der SCagespresse ab , weshalb es mii
leider nicht möglich ist , aaf alle pround ^ contra , die überhaupt in
dieser Angelegenheit vorgebracht wurden , einzugehen .
Im Abg. Hause selbst gab diese Frage za einer langen Reihe von
Erörterungen and Debatten Anlass . Nehmen wir aber ans diesen
vielen .worten die positiven Vorschläge heraus , so h&ben wir gleich
vi &l weniger Materiale vor uns . Und gehen wir noc ^weiter ,fassen
wir die uberhaapt darchfäfbaren Vorschläge zasammen, and wagen wir
cs noch , dis jenigen beraaszasacben , welche aas dem ehrlichen and

altruistischen Betreten heraus gemacht warden , dem Gewerbestande
za helfen , ohne dabei anderen Erwerbsgrappen zum Nachteile der
ganzen Vo/ lkswirtschaft empfindlich za schaden , so bleibt har einn
ganz kleines Häaflein übrig , so klein , dass es eben durch den aderen
grossen Teil überdeckt und gar nicht berücksichtigt wurde .
4er Kritiker gab es wie überall viele , aber solcher , welche
Schlechtes niederreissend Neues aufzubaaen imstande waren , nur

wenige .

^ass die Gewerbenovelle die auf sie gerichteten Hoffnungen
nicht erfüllte , dass sie nicht imstande war , dis soziale Stellung

der Handwerker zu heben , wurde nur zu bald in allen Kreisen ,

welche nicht schon von vornherein an ihrer w'i rksamkeit gezwei -
felt hatten , erkannt . Während aber die liberalen aus dieser ^at *-

sache den Schluss zogen , dass ,wenn schon diese geringe Beschränkung



der Freiheit ia der Aasübang der Gewerbe keine günstigen Resultate
zeige ,dies ein Beweis sei , dass überhaupt jede Beschränkung schädlich
dein müsse,l'9hanDteteR die Wortführer der klsrikal - reaktioNärea
Partei .der kontradiktorischen Gegensatz ,nämlich,dass die UR.-jirk -
saxkeit dieser Normea, v i ch beziehe mich i ^ dem^esa^tea natürlich
auf de* Befähigungsnachweis, - darauf zurückzaführen sei ,dass sie in
ihrer heutige* Form eben anzalänglich seien, und sobald als möglich
verschärft werden müssten*

Es dauerte auch kaüm einige Jahre, als die Gewerbetreibenden
durch die immer misslichere Lag* ihres Geschäftsganges selbst
daraufkamnn,dass ihnen der Befähigungsnachweis so gut wie gar
aicht genutzt hatte und fehlte es nicht an Stimmen vernünftiger
Leute unter ihnen, weLshe zugaben, dass in erster Linie die hervor¬
ragenden chemischen und technischen Erfindungen der neuesten Zeit
and auch die schlechte gewerbliche Gasbildung%%%am Niedergange
des Kleingewerbes Schuld trügen, - die grosse Mehrheit haitte sich aber
einmal in die Idee des Befähigungsnachweisesverrannt, *̂ dessen
strengerer Handhabung und intensiverer Gestaltung sie noch immer
ihr Lebenheil erblickte .Und der Parlamentarier scheute sich nicht ,
dieses Moment aufzugreifen , um sich so Liebkind im grossen Kreise
der Kleingewerbetreibendenza machen. Oder sollte er überzeugt
gewesen sein von der Natzbarkeit da ser Institution ?
Wollen wir es glauben ! Es handelt sich ans ja auch nicht darum,
den Standpunkt einzelner Personen, wiewohl dieser letzten Endes
das ausschlaggebende Moment war, zu dieser Sache zu kritisieren ,
sondern die Sache selbst .

Dne Handwerkerbewegung,welche in den 30-er âhren neu ainr
setzte , trag wesentlich andere Merkmale,als jene der früheren Zeit .
Sie umfasste nicht mehrden ganzen Gewerbestand, ohne Unterschied der' deutsche
Nationalität , sondern beschränkte sich in der Hauptsache auf
Elemente;aber auch diese zeichneten sich geradezu aus durch ziem¬
liche Interesselosigkeit an der Sache, indem die sich zum grössten
Teile voa jeder aktiven Beteiligung an der ganzeK̂Saeh? zarück-
zogen,so dass diese ihre Bedeutung nur der guten Organisierung
und der klugen Agitation sowie dem zähes Festhalten an alten
Forderungen durch die wenigen Führer zu verdanken hat*



Demselben Umstande ist es zazaschreiben , dass die Versammlungen and

Kongresse verhältnismässig gut besacht waren ,wogegen jedoch die
Anforderangen aaf kleine finanzielle Unterstützangen darch die

Gewerbetreibenden and aaf Einschränkung kleinlicher persönlicher
Interessen volkomnien versagtet ?

Darch all diese retardierenden Momente warde schliesslich ,
wie wir früher schonbetont haben , die Handwerksrbewegang zam
Kampfplätze der politischen Parteien , - pit welchem Resultate ,
werden wir bald erfahren *

Aber nicht nur beaüglich ihrer lntensität , sondern aach in
Pezag aaf dis Qaalität ihrer Forderungen erscheint jene neae
Randwerkerbe 'jegang der früheren gegenüber in wesentlichen
Punkten anders . Das Moment des Schatzes ^er Konsumenten,war ge¬
schwunden,nar mehr der kleingawerbtiche Prodazant sollte gegen

die sog , , anlaateren Elemente * im eigenen . Bewerbe , za vsrstehen
Bind daranter die angelernten Handwerker , sowie vor allem gegen
die , in der Regel den Handwerkern zufalleade Produkte erzeu¬
gende ,Grossindastrie durch Einführung des ^ efähigangsachweises

aach für jene geschützt und in seiner sozialen ^tellang gehoben
werdan .

Mit den Handwerkern Hand in Hand ging der kleine Handels -
maRR,freilich nur so weit , als sich die Interessen der beiden
nicht naturgemäss kreuzen mussten .

Und nan fragt sich noch ,wie sich die Regierung all diesen
Ereignissen gegpnn& r verhielt .
Von wenigen unwesentlichen Unterbrechangen abgesehen ,hielt sie
sich strenge an den Grundsatz des neatralen ^ermittelns ,^ sprach
viel und hielt wenig , indem sie ga schickt die Schliessung der
Sessionen aasnützend , die parlamentarische Beratung fertigge -za
stellter Vorlagen verhindern wasste .

Ihr Programm entwickelten die Gewerbetreibenden im 4 .Allg .
Ostrr . Gewerbetage im JA re 1890,nach dem eLne im Jahre 1889 ga den
Kaiser gerichtete and mit mehr als 100. 000 Unterschriften ver¬

sehene Petition erfolglos geblieben war . Dank der von den Arran¬
geuren dieses Gewerbetages getroffenen Vorkehrungen war jeder
Widersprach gegen den Willen der Mehrheit von vorneherein aas &ea-



schlossen and konnte somit die dortselbst gefasste Resolution
zum „Programm des Gewerbestandes Österreichs " erhoben weßden.
Der erste Programmpunkt war natürlich die Ausdehnung des Be¬
fähigungsnachweises auf eine Reihe weiterer Gewerbe,darunter auch
3ast ^irte , Eaufleute and die tpreits erwähnten Indastrieunternehm -
angenwWeiters sollten alle jene Teilarbeiten an einem Produkte ,
welche nicht ausschliesslich in das betreffende ,das Fertig¬
fabrikat herstallende Gewerbe falle * , von den diesbezüglichen
anderen Gewerbetreibend entweiche hiefiir den Befähigungsnachweis
erbrabht hatten ,hergestellt werdeR.Baschränkangen der Hausindustrie ,
der Errichtung v&n Filialen und erweiterte ^echte der Genossen¬
schaften solien weitere Mittel zur Verhinderung der Konkurrenz
sein .

Diese ^ rogrammpankte fanden vollständige Aufnahme und
wurden zum ^eile noch ergänzt in dem viel geschmähten und viel
bekannten Anträge des Prinz en Liechtenstein vom 28.April 1891.^

Hatte eine Annäherang an, die Feudalen schon zu Beginn der
80- er Jdhre , Nie früher dargelegt , stattgefunden , so datiert von diesem

Zeitpunkte an überhaupt die Auflösung der Gewerbepartei in der
chrißtl . - sozialen Partei , deren damaliger Führer eben Prinz
Liechtenstein war .

^er genannte Antrag erreicht jedenfalls den Gipfelpunkt
zünftierisch reaktionären Geistes und wird gewiss durch die
Kühnheit deiner Forderungen einen gewissen Eindruck auf den
Hörer bzw. Leser nicht verfehlen .Keine kürzere als eine 8- jähr .
Verwendangszei ^ t mit anschliessender Meisterprüfung soll zum
Antritte handwerksmässiger Gewerbe and und jener fabriks -
mässigen Betriebe , welche handwerksmässage Erzeugnisse &er -

&
stellen , ' erechtigeR .

War hiennt eine Spitze gegpn die ^rossIndustrie gerichtet ,
so traf die zweite den Handel , amso beabsichtigter ,als dieser ja
bekanntermassen zam Grossteil in jüdischen Händen lag ( und auch
heate noch/ liegt ) .Der Handäl mit handwerksmässigen Erzeugnissen ,
deren Herstellung an Vorarbeiten gebunden ist ,welche sich nach dem
individuellen Bedürfnisse der Konsumenten richten , söwie das Mass¬

nahmen and die Vornahme von Reparaturen sollen dem Handwerke vor -
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behalten bleiben und sollen die Inhaber von Handels ^ werben

nicht berechtigt sein ,Artikel ,mit welchen sie Handel treibe * ,
roh oder halbfertig von einer Genossenschaft za & ziehen

and von Mitgliedern einer anderen Genossenschaft anfertigen za
lassen . ^

Der dritte Pfeil jedoch ,welchen der Antragsteller aus-
äandte ,war nicht dem Handel andnicht der Grossindastrie be¬
stimmt , sondern , and das ist bezeichnend für das mittelständisch -

christl . - soziale Programm dieser Partei , - gegpn den Kapita¬
lismus selbst .Um za verhindern , dass Kapitalbesitzer ohne ent¬
sprechende Vorbildung unter Vorschiebung eines als Stellver¬

treter bezeichneten gehrnten Arbeiters , diesen jedoch nur als
Strohmann benützend ,Unternehmertätigkeit auf handwerksmäßigem
Gebiete entfalten ,wie es bisher in der Praxis in häufigen
Fällen besonders durch Gesellschaften ggschah , sollte nunmehr

jeder Gesellschafter ,natürlich immer nur , soweit es sich am
die Erzeugung handwerkamässiger Produkte handelt , den Befä -
higungsmchweis erbringen ( ad § 44 )*Damit wäre aber zugleich
einem besitzlosen gelernten Arbeiter jeder 9eg zur Selbstän¬
digkeit ab^eschnitten ,was scheinbar nicht bedacht wurde.
Roch einem zweiten , in der Praxis oft vor ^ommeiden Fals sollte
sin Hindernis bereitst werden : Firmainhaber Bassen sich öfters

in den Betrieb unter dem Titel Lehrling eia &&ellen and aach
der bestimmten Lehrzeit sich durch den eigentlich von ihnen

abhängigen Meister ein Lebrzeugnis ausstellen , um sodann , auch
wenn sie das Gewerbe gar nicit wirklich erlernt hatten ,den

betrieb selbständig fortset ^en za können ;nan sollte in Neu¬
regelung des § $7 als Lehrligg nur derjenige angesehen werden ,
der in einem Alter von nicht unter 14 Jahren und nicht über

18 Jghren bei einem Gewerbeinhaber zur praktischen Erlernung
des Gewerbes in die lehre tritt .

Eine Dispens von der Erbringung des Befähigtngsja da weises
opscheint für alle -̂ 'älle ^aach bei Nachweis des Besac ^es einer

entsprechenden Fsn^schale ausgeschlossen *
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Uber die Möglichkeit der Erfüllung einer derartigen Gestaltung
des Befähigungsnachweises Untersuchungen anzustellen , schiene mir
eine unnütze Arbeit ,da sie mit den damaligen ^irtschaftsverhält -
nissan als vollkoman nicht in Einklang stehend erkannt werden muss.
Dennoch schien die Regierung diese Vorlage für diskutabel za
halten , indem sie sie dem Gewerbe-Ausschusse zur Begutachtung über-

1)
wies ,wo sie jedoch ebenso von der Bildfläche verschwand, wie eine
Reihe anderer Anträge , die betreffs ähnlicher Forderungen nach Ab-
ä nderung der G. 0 . sowie zur Einführung des Befähigungsnachweises
für alle ^andelsgewerbe , zur Gründung von autonomen ^ezirks -
Genossenschaften ' u . dgl .m. eingebracht worden waren .

Da jedoch die Klagen über den Misserfolg der &ewerbenovelle
laute ?*wurd*y* zahlreiche Petitionen und Resolutionen

der Vertreter des Kleingewerbes die Notwendigkeit einer Gê *rbe -
^eforrn als drinfarid b?zeic ^retec ,ver5n ?t "^tete vorerst d*r
H"HdelsmiHister aus Eigenem eine schriftliche Expertise über die

hauptsächlichsten Freien der Gewerbe- Reform, welchem Beispiele
sich bald der Gewerbê Ausŝ huss ,welcher das eingelaufene materiale

zu untersuchen hatte ,ans& loss . Gr erkannte es als aweckmässig,
zunächst den interessiertes Kreises Gelegenheit zu ceben . sich

gleichsam in .offizieller Weise" über ihre Wünsche aaszasprechen
and beantragte , was eigantlich nicht mehr notwendig gewesen wäre,
sondern höchstens verschleppend wirken kon&te , eine mündliche
Gewerbe- Enqaete. Immerhin schlossen sich nach langen Debatten
Abp. - Rans und Herrep-Hane im März 1893 diesem Antrage an, und,
nachdem er auch die aH rhöchste Genehmigung erhalten hatte ,
wurde zur Durchfhrung der Enquete,über deren Zweckmässigkeit
allerdings die Meinungen sehr geteilt waren, und der weiteren
Beratungen ein permanenter Gewerbeausschuss eingestzt ,welcher
auf Grund eines 30 Punkte umfassenden Fragebogens in der Zeit
vom 6.Juni bis 9.August 1893 im ganzen 365 Experten aus den
Kreisen des Kleingewerbes ,der ^rossindustrie ,des Handeln sowie
der Arbeiter einvernahm+Die Art der Fragestellung war aber eine
derartige , dass den betroffenen r̂eisen vielmehr Gelegenheit za
Polemisierungen gegeben war,als dass die Lage des Kleingewerbes

' ' " " Klu " * " _ *
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tatsächlich geklärt worden wäre .

^eperkens 'iert ist nur ,dass hier bereits ernstlich die Frage g$v
stell * wurde , ob der Befähigungsnachweis nicht durch Einführung
der obligatorischen Meisterprüfung verschärft werden solle .

Trotz all der kostspieligen Vorarbeiten und trotz des
Kabinettwechsels ,auf welchen man grosse Hoffnungen gesetz hatte ,
geschah aber nichts , obwohl zur gleichen Zeit auch die früher
eingebrahSten und hierauf in Vergessenheit geratenen Abträge
wieder auflebten . In der Sitzung des Abg.Hauses vom 22. V. 1894
erklärte zwar der damalige Minister d. Inn . auf eine Interpellation

des Abg. Ebenhoch hin , dass die Regierung bereit sei , im ^aufe
des Herbstes die entsprechende Gesetzesvorlage einzubrinsen ,
soweit sie sich nach den Ergebnissen der vorjährigen Expertise
als zweckmässig bewiesen habe , aber der Herbst kam und die Novelle
blieb aus .Und auch der Gez7erbe-*Aus6chuss schien es mit dieser

Sache nicht dehr ernst zu nehmen,hatte er dach im ganzen
^ecsionsabschnitte 1893/ 4 nicht mehr als 2 Sitzungen dies¬

bezüglich abgehalten . ^
Eine Änderung dieser wVerschleppungspolitik " wie sie Wäntig

nennt , trat eirst ein mit einem abermaligen Kabinetts .vechsel , indem
der Handelsminister wenige Monate jach seinem Amtsantritte dem
Parlamente den Entwurf einer Gawerbe-^ovelle ,betreffend die
Revision der gesamten Ende des Jahres 1895 vorlegte .

Aber wie sah diese Novelle so ganz anders aus , als das
Programm der Handwerker ! Sprachen diese sich besonders in der
Enquete für Erweiterung und Ergänzung des Befähigungsnachweises ,
die Ausdehnung desselben auf Fabriksbetriebe ,Verlängerung der
Lehrzeit bei Nichtbestehen der vorzunabRnden theoretischen

und praktischen Gesellenprüfung ,Verfertigung eines Meisterstückes
u. dgl .m. aus , so erklärte die Regierung ,nicht in dar Lage zu sein ,
diesen Anträgen Rechnung tragen zu können und begründete diesen

ihren Standpunkt durch näher * Stellungnahme zu den e^n^eleen
wichtigeren Punkten in einer nicht immer ganz stichhaltigen êisa . ^



Kine vollkommen unbegründete Behauptung war aber diese ,dags es
im Interesse des (rewerbestsndes gelegen sei b̂ei dsr bisheri ^Ln

Einrichtung J ŝ BefähigongsnaEhweises für handwerksmässige
G-ŵ rh* za verbleibetSyBachdam dar ^egnwärtign Befähiganps -

aachveissicb im allgemeinen als ausreichend be .viesjn habe ,

erziehliche Vorteile biete and schliesslich auch gänzlich

angelernte Elemente vom bewerbe frenhalte . Zwar mchta die

Regierung den Versuchten Befähigungsnachweis für handwerks -

massige Gewerbe intensiver zu gestälten , indem die ( §3a d. Entw. )

Verlangte , dass eine offene Handelsgesellschaft , wenn sie ein

an den Befähigangsnachweis gebundenes Gewerbe tetFeitva / will ,

dee Bef .N. für jeden zur Vertretung der Gesellschaft befagten ,

hzw. bei Kommanditgesellschaften für jeden persönlich haftenden

Gesellschafter erbringe .Aach sollen Inhaber von ^andelsge .vjrben

im engeren Sinne ( §lA1 . 3 )die Herstellung oder Verarbeitung

von haadwerksmässigen Erzeugnissen nur dann betreiben ^wenn sie

den im § 14 gestalten foraassetzuagen entsprochen haben ( §ü8) .

Besonderer Wert wird darauf gelebt , dass Lehrlinge , insoferne die

den gewerblichen Fortbildang3schulanterricht noch nicht mit

Erfolg absolviert haben , die allgemein - gewerbliche * Fortbildungs¬

schulen in der durch den bezüglichen -Lehrplan vorgeschriebenen
Weise regelmässig besachen ( §99^) und kann bei Vernachlässigung

des Schulbesuches ducbh den Lehrling sowie bei Nichtbestehen

der durch die betreffende Genossenschaft vorgeschriebenen

Lehrlingsprüfung eine Verlängerung der Lehrzeit im Höchstaus -
masse von einem Jahre für beide Fälle zusammen verlangt werden .

Eine Neugestaltung zu ungunsten der Fachschulen ( bzw. Lehr¬
werkstätten oder Nerkmeisterschulen an höheren Gewerbeschulen )

erhielt der § 14 Abs. 4 der G. 0 . , indem der mit Erfolg gelegte

Besuch einer derartigen Unterrichtsanstalt nicht mehr ,wie bisher

die vdtle Verwendungsdauer , sondern nur die Lehrzeit sowie die

Gehilfenzeit bis zum Ansmasse von einem Jahre ersetzt , voraus¬

gesetzt , dass in dieser Anstalt eine praktische Unterweisung
in dem betreffenden Fache durch mindestens 4 Jahre oder falls



3 jhoa beim Eintritt in die Schale eine angemessene Praxis zur

Bedingung gemacht wurde , durch mindestens 2 ^ ahre stattfindet .

In diesen wenigen ^ unkten trug die Regierung den Wünschen

des Gewerbestandes Rechnung , zeigte aber für eine anderweitige

Regelung der gewerblichen Verhältnisse ahd Hebung der sozialen

Stellung des Kleingewerbes #enig Interesse ;viel mehr lag ihr

daran , Handel and Industrie darch möglichst freie Entwicklung

za fördern , was der Motivenbericht anverblümt aasspricht :

Nachdem die Erfahrungen lehren , dass neben der kräftigsten
Grossindas &rie auch ein blühender Gewerbestand bestehen könne

und dass sich diese beiden Gewerbeartan vielfach ergänzten , k

konnte die Regierung keinesfalls den Befähiguagsna chweis

auch auf fabriksmässige Gewerbebetriebe ausdehnen .Abgesehen

davon , dass die Bedingungen zum Antritte eines Gewerbes in

den be &den Fällen vollkommen ^ verschiedene seine * , ( hier Uber¬

wiegen des organisatorisch - kaufmänischen , - dort des manuellen

Talentes ) würde überdies eine derartige Beschränkung der

Fabriken diese zum Schaden der ganzen Volkswirtschaft ins

Ausland fliehen lassen .

Die gleiche Freiheit wie die Fabriken soll auch die Kaufleute ,

vielmehr die Händler treffen , deren . ungehinderter Kraftent¬

falt ung " nur bej n̂̂ Voijbandensein _überwiegender öffentlicher _

Interessen _ Beschränkungen auferlegt werden wollten .
Das vielumstrittene „Massnehmen " wird ihnen natürlich hier

zuerkannt , ebenso wie * das aleinige Verkaufsrecht der Hand -

wer &ar mit ihren Erzeugnissen nunmehr vollkommen fallen

gelassen wird .

, Diese Regierungsvorlage hätte zweifellos den heftigsten

Widerstand der Kleingewerbetreibenden und erbitterte Kämpfe

im Parlamente zur Folge gehabt , - allein 355 Genossenschaften

mit mehr als 45 . 000Bitgliedern richteten sich mit einer

Zuschrift an das Abg . Haas and baten , dem ^ntivurfe nicht bei¬

zutreten , - hätten nicht atdere wichtigere Tatsachen die Re¬

form der G. D. in den Hintergrund gedrängt .



3o schlummerte die Regiertiagsvorlage im Schosse des Gewerbe-
Ausschusses , dem sie sogleich nach ihrer Vorlage überwiesen worden
war, bald ein ,während in den Mittelpunkt des politischen Diskussion
die Reform des Wahlrechtes trat , ŵ lchj aie Verabschiedung des
Gesetzentwurfes für diesen Sessionsabschnitt unmöglich nachte .

^ber auch in den folgenden Sessionen war wenig Interesse
für gew^rbepolitische Erörterungen vorhanden ,war doch fast die
ganze Zwit erfüllt von nationalen Kämpfen in - und ausserhalb des
Farlamentes ;kaum dass einige Anträge eingsbracht bzw. jieder -
holt wurden. Diese aber betonten stets nachdrücklichst ,dass eine

weitere Ausdehnung des Befähigungsnachweises auf andere hand.vjrks -
mässigj Gewerbe,besonders aber aach auf das Üandels?Gast - ,und
Schankg ;Njrbe von dringendster Notwendigkeit sei , da die Verarmung
und Iroletarisijrung dieser Gewerbetreibende * durch die sich immer
fühlbarer machende ungelernte und mit den unrealsten Mitteln
arbeitende Konkurrenz anderenfalls eine nicht zu verhindernde

Folgeerscheinung wäre.
Ab̂ r noch imar *var die Regierung derartige * Forderungen

gegenüber nicht zugänglich , sondern trat höchstens für gute
Schulbildung und Selbsthilfe der Gewerbetreibenden ein .

I* diesem Sinne ist aach die kaiserl . ihr &nrede anlässlich

der feierlichen Eröffnung djs Raichsrates vom 29.111. 1897

gehalten ,welche betont , dass idurch Hebung der fachlichen
Tüchtigkeit ,durch Förderung des Assoziations ^ssens und durch
andere Vorkehrungen dem Gewerbestand die ihm gebührdnde
Stellung im Wandel des wirtschaftlichen lebend arbeiten und
unter verständnisvoller Mitwirkung von seiner oeite " verbessert

werden soll .Ualeugbar mehr Gewicht wird jedoch ^uch hier
noch auf die Förderung der Industrie und der laadwirtschaft
gelegt.

Der Februar desselben Jahres hatte aine Novelle zur G. O.

gebracht ,welche des In alt ^ s Lehrvertrages näher darlegt , -
der Lehrv rtrag kann mündlich und schriftlich abgeschlossen
werden, - das Verhältnis zwischen Meister und Lehrling sowie
Jia FflRchten beider indbes . in Bezug auf den Besuch der ge-

' Wivbli hon Fortbildungsschulen einer detaillierten Regelung
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unterzieht und die MögliAk ^it einer Verlängerung der Lehrzeit

bzw . ^ntziehang des Rechtes zum Halten von Lehrlingen bei

schaldhafter Vernachlässigung des gewerblichen Unterrichtes
vorsieht . Aasserdem erfährt das Genossenschaftswesen einen

wesentlichen Aasban .

, Dieses Gesetz war aber für lange Zeit das einzige , welches

die Regierung dam Gewerbestande präsentierte , ^rotzdem liess es

dieser sich nicht verdriessen , aaf seinen alten Forderungen za

beharren , welche sich aaf den zahlreichen Gewerbetagenpin einer
(j

reichen Zahl der im Abg .Raase eingebrachten *nträae kundtat . Und nicht

znletzt wagten sich Prinz Liechtenstein und Genessen mit ihrem

ehedem verschollenen Anträge wieder hervor .*̂

Mochte sich die Regierung für diese Session noch einer

Abänderung der G. 0 . entziehen , so machte der noch grössere Ansturm

der nächsten Jahre ein solches Vorgehen anmöglich . Nicht nur die

Handwerker , sondern auch die Vertreter der Gast - und achankgewerbe -

treibenden fanden begeisterte Worte für den Ausbau des Befähig¬

ungsnachweises , indemisie allein durch gesetzlichen Scha &z die

Rrhaltung bzw . Hebungihrer sozialen Stellung für möglich hielten :

. Der hoc ^ angesehene ^ andelsstand sei zur Ablagerungsstätte

al ]sr aaf anderen ^ebieten verkrachten Elemente geworden . Die

abscheuliahstw Schmatzkonkarrenz habe es dem sesshaften , sich

dem Händelsstande berufsmässig gewidmeten Kaufmanna fast un¬

möglich gemacht , seine Existenz za behaupten . Um solchen

Zaständen abzuhelfen , wird die auf allen ^aufmannstagen stereo¬

typ wiederkehrende Federung nach Einführung des Befähigungs¬

nachweises nunmehr auch im Abg .Haase mit Dringlichleit gestellt .

t) \ l (,
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Brachten doch die Antragsteller dia Überzeugung zum Ausdruck ,
dass nur dm rch diesen dem Handelsstande die allgemeine Achtung
wiedererobert werden könne ,welche er im Laufe der ^ähre not¬

gedrungen verlor .Denn indem die Gewerbefreiheit einseitig
zu ungunsten des Handelsgewerbestandes aufgehoben werden sei ,
hätten sich hier alle ungelernten Elemente breit gemacht .
Der Behauptung der gegnerischen Partei ,dass die Befähigung 6um
Handel im Menschen liege und einem Unbefähigten auch die längste
Lehrzeit nicht nütze ,dass der Befähigungsnachweis ein offen¬
kundiger Rückschritt im freien Entwicklungsgänge des kauf -
mänischen Standes sei ,wurde mit folgender Argumentation ent -

gegpngetreten : Also wegen einzelner , entsprechend inranlggter
Menschen, welche möglicherweise die Befähigung als ein

Gcttergeschenk in die Wiege gehegt bekamen, soll ein Brand¬
satz aufgestellt werden , der in seiner Anwendung jede gewerbliche
Kl assenar beit . ( ! ) unmöglich macht und ein ^haos schafft ,welches
in seinen Folgen die Standesehre untergräbt , den Stand selbst auf
eine tiefere soziale Stufe drückt und damit Wohlfahrt und

Existenz des ehrlichen und seine Geschäfte gründlich erlernt
habenden Kaufmannes zu seinem sowie zu des Staates Nachteil

in der gefährlichsten Weise beeinträchtigt .
Auch gegen den Vorwurf der Reaktion verwahrten sich die Ver-*
teidiger des Befähigungsnachweises auf das schärfste ,solle
durch ihn doch nur eine Hebung der allgemeinen Intelligenz
erlangt werden . .

Lehr- . ^
So wird eine 3- jähr . und eine 2- jähr . Verwendungszeit gefordert ,
wobei die erstehe durch eine mit Erfolg absolvierte Mitteljoder
Handelsschule ersetzt werden könne .

Was die Form des Textes der G.O.betrifft ,wurde der Vorschlag
gemacht , die Drei - Teilung der Gewerbe durch eine Vier -Teilung



za ersetzen , indem sich zwischen die freien und handwerks-
mässigen Gewerbe Handelsgewerbe mit Befähigungsnachweis
za schieben hätten ,wobei der Bef .Nachw.für diese auf dieselbe
Art zu erbringen sei wie fär die handwerksm. Gewerbe;das Lehr-
zeugnis solle den Nahmen ServierzeuKnis erhalten .

^anz ähnlich wie diese ^andelstreibnnden argumentierten
die Inhaber der Gast- und Schankgewerbe bzw. deren parlamenta¬
rische Vertreter .Während aber im allgemeinen sich sonst die
Gehilfenschaft stets mit ihren Forderungen entgegengesetzt

zur Meisterschaft bewegte, fand hier ein gemeinsames Vorgehen
statt ,ans sehr einleuchtenden Gründen.Wer nämlich Kdlner,
Marqueur,Koch ect ,werden wollte ,musste sich über eine 3*-
4- jährvLernzeit ausweisen ,Aafding- and Freisprechgebühren
entrichten ,die Fachschule besuchen und sich im Betriebe selbst
gewisse notwendige Qualitäten aneignen .Der zum Gastgewerbe¬
gehilfen freigesprochene genoss aber anderen gegenüber keine
besonderen Vorteile ,dann auch Ungelernte körnten Â ^ahme is
einen Gastbetrieb finden , sich ein Zeugnis über ihre Tätigkeit

als ^Gehilfe " ausstellen lassen und ohne Vorbildung selbständig
werden.
So wurde die Fordrung nach einer rechtlichen und wirklichen
.Erlernung des Gewerbes während einer obligatorischen Verwendungs¬
dauer bis zu 5 iahten sowohl für selbständige Gewerbetreibende
als auch fär die Gehilfen aufgestellt .
^rotz starken Betonens des Interesses des konsumierenden
Publikums sowie der Kreditgeber erscheint als der treibendste
Faktor jedoch auch hier wieder das Bestreben nach Konkurrenz-
beschränkung ; *Angesichts des täglich sichtbarer werdenden Kück-
ggnges ihres einst blühenden Gewerbes könnten es die dem Gast¬
gewerbe angehörenden Kategorien nicht mehr länger anoehen^wie
sie von fremde* ,weder beruflich noch sonstwie qualfiziertez Per¬
sonen in ihrer beruflichen Existenz geschädigt und oft diskreditiertwürden" .

ÜA



Im <ihre 1902 sprach der Ausschuss der Eigner Gastwirtegehilfen
in Angelegenheit des Befähigungsnachweises sogar beim Minister¬
präsidenten und beim Handelsminister vor und bat um Förderung
des Gesetzes über den Befähigungsiachv êis . Doch waren alle
Aktionen von keinem oder nur geringem Erfolge begleitet .

Eine Art Abschlagszahlung leist te die Regierung mit dem
vom J . setzo vom 25. 11 . 1902 ( B. G.B1. 49) , indem die dtrch dieses ,
das Kleingewerbe vor der Konkurrenz der Grossbetriebe schützend
und den beschränkten Absatzkreid der ersteren wahrend, das Auf¬
suchen von Bestellungen durch Handelsreisende und Agenten einer
i êihe von Beschränkungen unterwarf bzw. überhaupt gänzlich verbot .

, Damit liess sich aber der ^ewerbestand nicht stumm machen

und Forderungen nach Verschärfung des Befähigungsnachwe ^ es liefen
in den verschiedensten Formen in bunter Menge neu ein . ^o sollte
das Minimum der Lehrzait 3 statt 2 Jahre betragen ? und die Besuchs¬
zeit einer gewerblichen Unterrichtsanstalt in derselben leise a^-
geandert -,verden ;das ^assnehmen sollte Inhabern von Konfektionsv
Geschäften nur dann gestattet werden , wenn sie sich mit einem
Zeugnisse über die Erlernung des bezüglichen Randwerkes aus -
weisen können .^ie Zahl der Lehrlinge im Verhältnisse zu jener dur
Gehilfen soll gesetzlich festgelegt werden in der ^eise , dass die
letztere die erstere stets übersteigt u. dgl . m. , sodass der Regierung
nichts übrig blieb ,als einen den Wünschen der Gewerbetreibenden
so weit als möglich entsprechenden ^ntwurf einer Gewerbe-Novelle
ausarbeiten zu lassen ,der endlich am 31. Jänner 1905 dem ^ause

in Vorlage gebracht und nach durchgjführter 1. Lesung(510.- 314. Sitzg . )
am ll ." ärz 1905 dem Gewerbe-yAusschusse überwiesen wurde.

Dieser wählte sogleich ein aus 14 Mitgliedern bestehendes
Sub-Komitee ,welches in den Monaten März bis JLuni eingehende
Beratungen pflog und beschloss , in Ansehung des bedeutenden
fanges und der besonderen Wichtigkeit des Stoffes den Antrag

-i . . s)
auf Einsetzung eines 18 - gliedrigen Sander -Ausschusses zu stellen .
^ ^
1 , ' - * ' {ct-H
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Am4 .Juli erhob das Abg. ^aas diesen ^ntrag zum Beschluss , 3 Tage

später schloss sich das Herrenhaus an and nachdem die alirhöchate

Genehmigung erteilt war.begann der permanente G.A. am 9 . Juli 1905
seine Bjv-a.tunpeB. Ip weniger als 3 Monaten war die erste Lesung der
- e îerpR ^svorlape ,welche in zahlreichen Punkten Abäider 'i??"<?p er -

hat +* , b^e d̂ft u.Kd kam dar p^Y-m. G. A. Ĥ pr?ir ^T? beschlna -

"iptem V*rf9 ^y&& seine Referenten vor der 2 . Lesung der Reg. -

vorlage mit den Vertretern der Regierung zwecks Fühlungnahme

hinsichtlich der getroffenen Abänderngen in Verbindung treten zu

lassen . Das geschah , und nachdem der prm .&.Ä. die Anträge seines

Refecentenkomitees einer eingehenden Beratagg unterzogen hatte ,

legte er den abgeänderten ^ntwurf Jnde Jänner 1906 mit dem Wunsche
nach Annahme desselben vor .

Diese Vorlage unterschied sich in einigen Punkten wesentlich

vom Regier ungsentmrf /afntcprach aber dennoch nicht ganz den

Ansichten des perm.^e;?.Ausschusses .^s musste eben jeder der

beiden Teile auf ein Rtück seiner Fo%rdermngen verzichten .

^ie Regierung selbst charakterisierte ihren Entwurf als
1)

einen ..Versuch , die ^rganisatönsbestrebungün des Jewerbestandes
R

durch Masoahmen der Gesetzgebung zu unterstützen und wirksam

zu fördern und zugleich den wohlbegründeten ,auf di3 innsre

Gliederung des Handwerkes gerichteten Forderungen gerecht nn
werden. "

Dieser Entwurf basiert auf jenem Referaatenent ^urfe , der im
Handelsministerium ausgearbeitet und mit dem r̂lass d. H.Min-r

sowie den politischen ^andesbehörden
vom 8. VIII . 1901den Handels - und Gewcrbekammern/ zur Begutachtung
übergeben worden war.
- . s) S) 0
^r umfasst die ganze G.O. mit Ausnahme des III . u. VI .Hauptstückes .

^ür uns besonders wichtige Neuerungen sind die Einführung der

Lehrli4gsprüfungen für iiandwerksmässige Gewerbe, strengere Normen

für das Halten von Lehrlingen und den Besuch der gewerblichen
Fortbildungsschulen .^erner sollten eine Reihe anderer Bestimmungen

verhüten ,dass der B.N. umgangen oder sonstwie bedeutungslos gemacht
Voi. Xvjjj- werde .

^ ^ 'A - .u o ^ ^ ^ ^
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Bei Hendels- and Kommanditgesellschaften wird nunmehr die Ver¬

schiebung von Strohmännern durch die Forderang des Befähigags -
nasbneises für wenigstens 1 Mitglied der Gesellschaft verhindert .

Die Dispe&serteilng wird erschwert ;dazu treten dine Reihe von Vor¬
schriften ,welche den Genossenschaften insbes . das Recht der Ein¬
flussnahme bei Erteilung von Gewerbescheinen für handwerksmässige

Gewerbe sichern sollen .Aussardem wird dem Abschluss des Lehrvertrage
ein besonderes Aggenmerk zugewendet, am Umgehungen des Befähigungs¬
nachweises hintanzahalten . Der Lehrvertrag muss schriftlich sein

und auch bei grossjährigen Lehrliagen , ja sogar ganz besonders bei
1)

diesen abgeschlossen werden.Auch ist ,wie bei dem Entwürfe ans dem
Jahre 1895 eine Verlängerung der Lehrzeit aus Gründen der ochal -

disziplin und im FaRe ungünstigen Erfolges der Lehrlingsprüfangen
zulässig .

Soweit die Neuerung des Befähigungsnachweises .
Die übrigen formen betreffen , vie früher erwähnt,die Genossen¬
schaften u. zw. deren Organisation und Delegieartenversanunlungen,
ferner dje Krankenversicherung der Meister ,Errichtung von Zwangs¬
kassen sowie die obligatorische Festsetzung des Verhältnisses
zwischen der âhl der ^ehilfen und jener der Lehrlinge im
Interesse einer entsprechenden Ausbildung der letzteren .

Was nun die Stellung des ^ewerbe-Ausschusses za dieser

Vorlage betrifft , so stimmte er zwar im Grundsätze der gewerbl .
Mittel standspolitik ,welchen die Regierung plötzlich von der
c r̂istl . - sozialen Partei übernommen hatte,Rberein,und auch er hatte
das Bestreben , die fachliche Tüchtigkeit des Gjwerbestandes mög¬
lichst za beben.

Trotz der vollen Anerkennung aller von der Regierung za
diesem Zwecke vorgeschlagenen Mittel aber sah sich der Ge#. -

Aasschuss gezwungen,eine Erweiterung vorzunehmen̂da diese Mittel
allein nScht imstande wären,die Kräftigung des Gewerbsstandes und
Hebung seiner fachlich n Tüchtigkeit za erreichen .



Uat ^r Berücksichtignng der von vielen interessierten Kreisen an

Gewerbetagen , im Abg.Haase usd in der Presse zur Sprache gebrachten
Forderungen äah sich der G.A.bestimmt ,noch folgende Vorschläge
bezüglich des Befähigungsnachweises zu. machen:

1.gesetzliche Festlegung der handwerksmässigen Gewerbe
S.Mgisterpfafungjß /wobei der Ausschuss nach genaue * Untersuchungen

übenängekommen ist ,dass sie nur fakultativ ,nicht obligatorisch
sein solin

3.Aadehnnpg des Befähigungsnachweises auf bestimmte Detail -
Randelsggiverbe sowie für das Gast - und Schankgewerbe

4*Forderung des Befähigungsnachweises für alle zar Vertretang
der ^andels - and Kommanditgessllachaften bestellten Teilhaber

5.^as Recht der Gewarbetreibenden , die za ihrem Betriebe nötigen
Hilfsmittel selbst herzastellen

6.Regelung der Berechtigung der Inhaber von Randeisgewerben
zur Herstellang ,Verarbeitung und Reparatur von -niwrbger -
zeugnissen sowie das Massnehmen.

^ it diesen Vorschlägen schoss der G.A.nicht über die Grenzen

des in Bezug auf die Volkswirtschaft "Möglichen hinaus ,betonte
aber auch , sich dessen bewusst za sein , das ^ auch zu diesen er¬
weiterten Bestimmungen noch eine aussergesetzliche otaatshilfe
in Form von Staatsaalehen und Sabventionen und darch ^ taaer -

Reform kommen müsse , am jenen wichtigen Teil der produktiv tä¬
tigen Bevölkerung ,den Gewerbestand , auf den Höhepunkt seiner
wirtschaftlichen Lage za bringen .

^er nach den vorangegangenen Gesichtspunkten abgeänderte
^es ^tzeBtwurf wurde hierauf im ?eber 1906 dem Hause in Vorlage

gebraKBt , begleitet von 4 Minoritätsanträgen ,
nachdem jedoch 3 dieser Anträge vom Rause zum Beschluss erhoben
wurden u. zw. betreffa des Bsf . Nachweises für ^andelsgewerbe , das
Massnthmens a .des Rechtes zur Herstellung der für den Betrieb
nötigen Hilfsmittel ,war der zwischen 3en Vertretern der Regierung

und dem perm.Aasschasse mühsam zastandegekomene Kompromiss
wiederum zu Falle gebracht und die oaakticnierung des ganzen

Gesetzes in Frage gestellt *
^ pt 1.̂ 04 d - <7\ .



Im Juli 1906 beeadete das Abg.Haus seine Beratungen und leitet *
den Entwurf an das Herrenhaus weiter , welches im Herbst dieses

Jahres eine Spezialkonmission mit der Bearbeitung der Materie be¬
traute .Hier scheiterten natürlich die gewerbefreundlichen Beschlüsse
des Abg.Hauses an den vom Herran -Haus vertretenen Interessen des

Grosskapitals und wurden bedeutende Erweiterungen wichtiger , dem
Herrenhause zu eng scheinender Bestimmungen verlangt .

Nach der Publikation aller bisher gefasster divergierender
Beschlüsse trat am 10. 1. 1907 das Referentenkomitee des Perm.

Gew.Ausschusses wieder zusammen und beschloss ,nachdem die Über¬

zeugung allgemein war ,dass das Herrenhaus auf keinen Fall die nach
den Minoritätsanträgen gefassten Beschlüsse des Abg. Hauses %%
acceptieren werde ,wenigstens dahin zu wirken , dass die Kompromiss-

aniräge des perm. G.A. die ja auch den Anschauungen der Majorität
des Abg.^auses entsprachen , vom Herren -Hause angenommen würden.
Nachdem dieses in 2 wichtigen Punkten u. zw. bezüglich der Er¬
mächtigung der Gewerbetreibenden ,auch Lehrlinge anderer Gewerbe

als Hilfsarbeiter zu halten und der -Befugnis der Handelstreibenden ,

Bestellungen nach Maas zu Rbernehmen,seinen Standpunkt geopfertauf
hatte , im übrigen aber auf seinen einmal / gestelRen Grundsätzen
beharrte , stellte der perm. ^.A. den Antrag , den Entwurf in dieser
Form zum besetze zu erheben und richtete zugleich eindringliche
Mahnungen an dasselbe , das von allen interessierten Kreisen bereits
seit Jahren verlangte besetz nunmehr nicht zu verhindern .
Die Konkurrenzfähigkeit der Kleingewerbetreibenden der fremden

Industrie gegenüber läge in erster Linie in dar mangelhaften
kaufmännischen Ausbildung , ^er von \allen als ungenügend erachtete
Verwendungsnachweis soll nun in einen Befähigungsnachweis umge¬
wandelt werden ,wobei durch obligatorische Gesdlenprüfungen die ent¬

sprechende Bildung vorbereitet und dadurch ersichtlich würde, obder
Lehrling wirklich etwas kaaa und ob der Meister seinen Verpflicht¬
ungen ihm gegenüber nachgekommen jst .Fakultative Meisterprüfungen

sollten bewirken ,dass nurmehr derjenige , der selbst mit den entspre¬
chenden Kenntnissen asgestatet ist , auch die Gewarbelshre besorge .
Viele Streitfragen , die bisher der Gewerbejudikatur überlassen waren ,
St ^



fänden in dem Gesetze eiae änheitlichc Regelung.

&iad alle diese Vorteile auch tatsächlich von der Gesetzwerdang

des Entwarfes za erwarten gewesen? Daraaf soll die Antwort später
folgen . Dass der perm.S+A. voa möglichst objektiven Gedanken erfüllt
war and beiden streitenden Parteien so gat als möglich entgegenza -
kommen sachte , am allen Ernstes endlich das *̂setz darchzabrineen ,zei
die folgenden Worte,mit welchen er seine ^sf &hranaeR, die den Ent¬
warf aaf dem letzten Wege zam Abg.^aase begleiteten , schloss : ,, îr
wollten in das leben hiHein&redfen ,nach seinem warmen?alsschlage
laaschcn and das Ruder anssrer Arbeit nicht jgegen mächtige Ströme
des Fortschrittes and der für das Gewerbe gewiss aach segensreichen
Kapitalkräfte fuhren. "

Und diese Worte verfehlten nicht den Eiadrack aaf die Mit¬

glieder des Abg.^aases . Aach war hier angesichts der tatsächlBhen
Aussichtslosigkeit eines Weiteren ifiidorstaimcs wenigbuat za an¬
dauernder Opposition mehr vorhanden and so warde bald der sich
einer buntea Vergangenheit erfreaende Gesetzentwurf angenommen.
Aaf diusc leise kam die Gewerbe-Novelle vom 5. 11. 1907 zustande

welzhe 6 (bzw. 12) Monate nach ihrer KandmachMhg,d. i . am 16. VIII . 1907
in Kraft trat .

Bevor wir aber dis weiteren Schicksale des östrr . Gewerbe-

Rechtes verfolgen ,wollen wir den durch die Gew. Novelle von 1907

geschaffenen und ohne Einschränkung,nur mit weaigen Ergänzungen
noch heute bestehenden Rechtszustand einer eingehenden Betrachtung
unterziehen .

ooooooo — *

VII .Die zweite reaktionäre Gewerbe-Novelle .

Die Dreiteilung der Gewerbe in freie , handwerksmässige und
konzessionierte hat sich bis heute erhalten , obwohl nicht nur
die handwerksmässigenGewerbe, sondern auch ein Teil der konzessio¬
nierten und sogar seit 1907 der freien Gewerbe dem Erfordernisse
der Erbringung des Befähigungsnachweises unterliegen und es auch
nicht an Vorschlägen za andersartigen Gruppierungen gefehlt hat .



Die als haadwerksmässig bezeichneten Gewerbe .54 an der Zahl . sidd

Im besetze selbst nunmehr taxativ aufsezählt und ist eine Abänderung

Rad Erweiterag dieser Liste sowie eiae Trennung der unter Liiaem

zasammeagefass &en bewerbe aicht mehr vollständig der freien Verordnungs -

gewalt überlassen , sondern soll die ia der Regel atir wieder auf gesetzli¬

chem n?ege geschehender Handelsminister ist nur dann berechtigt , neue
bewerbe unter die haadwerksmässigen einzureihea , wean eia Aufschub bis

zur legislativen Feststellung mit Nachteilea für das betreffeade

bewerbe verbunden wäre ^äber auch nur für dea Fall , dass durch fach -

geaossenschaftliche Eiarichtunasa und fachliche Uaterrichtsanstalten

für die Erhaltung und Eatwicklung dieser Gewerbe als handwerksmässige
vorherige

^ewähr geSeistet erscheint , wobei überdies die / Einvernahme der Handels¬
und Gewerbekammer, der etwa bestehenden Genossenschaftsverbände und

Genossenschaften notwendig ist , - aber ,nachdem das Gesetz dies nicht

ausdrücklich betont , nicht berücksichtigt werden muss .

Durch den B.N. wird sowohl der Antritt als auch die Ausübung der
bewerbe verschiedenen Beschräakagen unterworfen . Insbesondere in

Bezug auf den Gewerbeantritt bringt die Gewerbenovelle wesentlich

schärfere Bestimmungen .
A) Der Bewerb eantrittT

In normalen Fällen ist eine physische Person dann berechtigt ,
ein haadwerksmässiges Gewerbe selbständig zu betreiben , wenn sie

durch ein Zeugnis den Nachweis über die verbrachte Lehr - und Gehilfen -

bzw. Gesdlenzeit und über die bstandene Gesellenprüfung erbracht hat .

Die Lwhrzeit ,bisher nur durch Verordnung , nunmehr ebenfalls im ^esetze

geregelt , ( §14Abs.4/ 5 )darf nicht weniger als 2 und nicht mehr als

4 Jahre betragen , innerhalb welcher Grenzen eine Festlegung den

^enoscenschaftsversammlungen ,mangels entsprechender statutarischer

Bestimungen der vertragsmassigen Vereinbarung zwischen Meister und
^ ^ ^0*3 -

^ ^ ^ ^
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Lehrling überlassen bleibt .Jedoch darf ,falls eine Regelung nicht
durc di.3 Bestinrnuiiaea der G. 0- selbst oder durch das Ges.v. 26.XII . 1893

vorgenomen ?"rde ,dic Lehrzeit ia fabriksmässigea Betriebern nickt
mehr als 3 Jahre betrage * ( §98,Abs. l ) oBei ordauagsgemässeR Übertritte
VOR einem za eiaem anderes Kahrherra ist billigerweise die bereits

2 arückgelüg &e Lehrzeit ia die ^ esamtdauer dinzurechaeB ( §98 Abs , 5 ) .

Abgesehen voa den schon früher bestandenen krimirLelldR Aus-
BühlieasuRgsgränden ^ird das Rechtzar Lehrlingshaltuag -im Interesse
3ir.er fach &icb einwandfreiea Lehrlingsausbildugg enger begrenzt , indem
nur solche Guwerbsinhaber ,bzw,deren Stellvertreter hiezu, befugt
sind ,welche sowohl durch persöRliche PachkeHRtaisse als auch Hach der
Einrichtung und der Art der Ausübung ihres Gewerbes tatsächlich eine

Gewähr für die Erfüllung der ihaea obliegeadeR Aufgabe bietea (§4)&, l ) .
Im allgemeinen spricht die Vermutung zuguastea des Gewjrbe- Iahabers ,
wird jedoch seine Berechtigung unter Hinweis auf die vorgeaaRntea
BestimmuageR aRgezweifelt , so eRtscheidet im Streitfälle die
polit .Beh. I . last . (§141) .

In diesem einzigen Punkte tiat in der weiteren Eatwickluag des

Gewdrberechtes eiae wesentliche Aad̂ ruâ ein ,die aa entsprechender
stelle behandelt werden îrd *

Längstens 4 Wochen nach Begia des LehrverhältHisses , innerhalb
welcher Zeit sowohl dem Lehrherra als auch dem Lehrling freie abt -
sc - eidung überlassen bleibt , (§99) , ist eia besoaderer schriftlicher

Lehrvertrag abzusc iliessea ,dess3a Abschrift sofort der Genossenschaft ^
bzw. der GemeixdevBehörde zwecks Protokollierung einzuseadeK ist (§99/ 1) .

Nach Beendigung der Lehrzeit hat der Lehrherr dem Lahrliag eia
Zeugnis über die bei ihm zugebrachte Lehrzeit , sein Betragen ,sowie die

im Gewerbe ge;voSeae Ausbildung auszustellea .Hierauf hat sich der

Lehrling der obliaatordschea GesdBLeaprüfuaa zu unterziehen .



Betriebe " ^ '
bardwerksmässiger G&B&pbe daa betreffenden Genossenschaftün ,falls

solche Gewerbe aber keiner Genossenschaft angehören , and für ahaloge
Fabfiksbetriebe der Gewerbe-Behörde ( §104,b ) . Die Prüfühgskommi&sioR ,
bestehend aas einem Vorsitzenden and 2 bis 4 Beisitzern ist von der

Genossenschaft za bilden ,wobei eia Beisitzer aas der ^ahl der

Gesellen ,welche mindestens 4 Jahre im Gewerbe tätig sind ,za nehmen
ist , im anderen Falle (bei fabriksmässigen Unternehmungen ect . )darch
die Gewerbebehörde in analoger ^eise ,nach Anhörang der Haa3els - aad

Gewerbekammer.Die iiegelang des Vorganges bei der Präfang ,des Um¬
fanges and der Art des Präfangsstoffes ist anter gewissen Gebaaden-
heiten den Genossenschaften (§104 c ) bzw. den politischen Laades-
behörden aberlassen .

Besteht der Lehrling die Präfang , so erhält er , 3alls die
Präfang darch die Genossenschaft abgehalten warde , den sog .
Gesellenbrief ,.welcher sich aaf 3as vorzaweisende Lehrzeagnis ,
den Erfolg bei der Präfang sowie sonstige gemachte ^ahrRehmangen
gründet . Dem Gesellenbrief gleich kommt ein von der Gemeinde¬
behörde des Standortes des Gewerbes bestätigtas Lghrzeagnis
sant dem Zeagnis aber die bestandene ^esellenpräfang bezäglich
derjenigen Personen ,die die Lehre in fabriksmässigen Gewerbe-
anternehmangen oder in solchen Betrieben ,deren Inhaber keiner

Genossenschaft angehörte ,verbracht haben (§14,Abs. 2 ) .
Der Geprüfte hat von nnn an das Recht ^sich Geselle zu nennen

(§164Abs.2 ) ,während er bei nicht handwerksmässigen Betrieben in
diesem Falle Gehilfe heSsst . Im Falle des Nicht -Bestehend der

Präfang kann , falls die statatenmässig festgesetzte Lehrzwit

noch nicht verflossen ist , eine Verlängerung derselben bis zam
Höchstaasmasse von einem Jahre vorgenommen werden .

Dem darch den natürlichen Ablaaf der Lehrzeit Gehilfe

gewordenen Präfangskandidat steht es frei , die Prafang nach
^blaaf je eines halben Jahres za widerholen (§104/ 6) , aaf welche
Weise die Gehilfenzeit ablaafsa kann , ohne dass der Betreffende

Geselle geworden ist .Besteht er aber / nach Ablauf der Gehilfenzeit



so

die Jesellenprüfung , so ergibt sich der merkwürdige Fall , dass er
Geselle und K̂ ist r̂ zugleich bzw.Meister wird , ohne jemals Geselle
gewesen za sein .c *

Die Geselle * . bzw+Gehilfe *zei % oder Verwendung als Fabriks¬
arbeiter hat bei normaler NachweissrbriagaEg mindestens 5 Jahre
zu betragen (§14) .Eine Höchstdauer ist nicht vorgesehen Ôber da sc
Zeit ist das sog .Arbeitszeagnis vorzalegen ,das von der ^enossen -
schaftsvorstehang bzw, der Gemeinde des Standortes za bestätige * ist .
( §14 / 3/ 2/ )*Ei*e obligatorische Prüfung am Ende der Gehilfenzeit
ist n#inht vorgesehen ,weshalb das Arbeitszeagais in der Regel
lediglich dea Bharakter einer Verweadangszeagnisses trägt .
Nar für den Fall , als die im § 114 a vorgeseheaea fakul t ative n
Meisterprüfan ^en bestaadea werden ,verwandelt sich aach die
zweite Hälfte des Verwendungsnaehweises ia einen technisch tat¬

sächlichen Befähigungsnachweis . Von besonderem Vorteile sind aber
für den Prüfungskandidat diese Meisterprüfungen nicht begleitet ,
dena es verbindet bzw.verband sich bis zam Jahre 1922 mit ihrer

erfolgreichea Ablegung nar das Recht zur Führung des Aitels
ĝeprüfter Majster "im Falle der selbstäadigea Aus&bnag des

Gewerbes. Diese Prüfungen ,welche sich auf den Nachweis der

Befähigung zur selbständigen Ausführung und Kostenberechnung der
gewöhnliche n Arbeiten des Gewerbes sowie der zum selbständigen Be¬
triebe des Gewerbes sonst notwendigen Kenntaisse iasbes . auch der
Bach- aad Rechnungsführung za erstrecken hatten ,konnten von
Genossenschaften wie aach von einzelnen Anstalten Vorgenommen
werden .Die betreffenden Genossenschaften sind eigena vom Handels -

Minister nach Einvernehmang der Randels - and Gewerbekammer sowie
des etwa bestehenden Genossenschaftsverbaades za bestimmen aad

sdRea aar solche ia Betracht kommen,welche ihrea Pflichten ia
Bezug auf die Heranbildung des gewerblichen ^aKBwachses mit
^rfolg nachgekommen siad ;auf dem gleichen Wege (wenn es sich am

fachliche Lehranstalten hast eit ,mm Sinv . mit dem Uaterrichtsmin . )
kann das Prüfangsrecht solchen Anstalten eigeräumt werden ,welche auf
Grund ihrer Einrichtungen Garantie für eine fachlich entsprechende



Vonahme der Lüeisterprüfuagea biete * ,wobei die PrüfuagsordauHg ebenfalls
im Verord*uagswege za erlasse * ist ,wahre*d im erstere * Falls diese
*ash ^e*ehmigu*g vo* Seite der politische * â*desbehörde voa dea

êaosseaschaftea beschlösse * wird.Praktisch si *d diese Art vo*

Meisterprüfaagea we*ig i* Schwaag gekomme* , da,wie scho* gesagt ,
die mit ih*ea verba*dea Vorteile verschwi*dead geri *g si *d. âs
kümmert sich aach die Ka*de darum, ob der Meister geprüft oder
*icht geprüft ist ,die Hauptsache bleibt doch immer die Qualität
sei *er Lieferu *ge* u*d diese wird vo* der Ablegaag oder iiicht -
Ablegaag einer Früfuag bekaaatermassea seht weaig oder gar *icht
beeiaflasst *

Das Gesetz sieht *ebe* der 2 - 4 jährige * Lehr. u*d ^iadestews
3 - jährige * Gehilfenzeit mit Gesellenprüfung auch *och a*dere
Möglichkeite * der r̂bfiaguag des Refähiguagsna chweises vor*

A* Stelle des êselleabriefes ka** auch ei * Zeagats über de*
mit Erfolg zarückge êgte * Besuch einer gewerbliche * U*terichts -
aastalt trete * , i * welcher ei *e praktische Uaterweisuag u*d fach -
gemässe A&sbildu *g i* dem betreffende * haadwerksmässigea Gewerbe
erfolgt (§14̂ ) . Es e*tfällt somit für diese * Fall die Geselleaprüfuag .
Ausscrdein wird die Gehilfeazeit (bzw.Arbeitszeit ia einer Fabrik )

auf eiaXahr beschrä*kt ,we** '
1. aa ei *er solche * Anstalt ei *e praktische Uaterweisuag i * dem
betreffende * Fache durch mindestens 3 Schulgahre stattfi *det ,
2. dis praktische Uaterweisujsg miadesteas 2 Schuljahre biadurch
erfolgt uad die Aufnahmei* die A*stalt vo* eiaer voraagegaage*e*

a*gemesse*ea praktische * Betätiguag ia dem betreffende * Gewerbe

abhäagig gemacht ist ,
3. weaa der ordauâ scemässea Beeadisua^ des Lehrverhältaisses
der -Besuch eiaer Tagesschule ia dem betreffeadea Gewerbe zwecks

weiterer Aussbilduag gefolgt ist . ( Hier also Geselleaprüfuag aad
Schale . )Die Bezeich*u*g der betreffe *de* A*stalte * Ratte das

Gesetz dem Verordnuagswege überlasse * uad wurde* die betrfffe *de*



Ministeriea bald aach Erlass der Gewerbenovelle diedx Aufgabe gerecht ,

durch die später noch ergänzte Verordag .d .Haadels .Mia. i . Einv .m. d.
Min. f .Kultus a .Unt. vom 27.VII . 1907 ( R. Bl . 193).

Als zweiten abnormalen Fall siaht das Gesetz die Möglichkeit
vor ,dass der ^erwendang als Lehrling oBer Gehilfe aach die Be¬

schäftigung in bestimmt en von der G. O. aa sgenomniensn Betrieben
und deren Hilfsanstalten ( Strafvund Zwangsanstalten sind dem

vielbetonten Wunsche der Gewerbetreibenden entsprechend ausgenommen)
dann gleichgehalten wird , A'enn die Anleitung zur Verwendung in der
Hand von ^ ersonealiegt , die entweder den B.^ . für das betreffende
Gewerbe erbracht haben oder sonstwie über ein * genügend# Fach¬
bildung verfügea ( §14 b/ 2) .Aach hier wieder hat die Verordnungs¬

gewalt einzugreifen and sind die auf diese Weise genannten
Betriebe den ausser Genossenschaft stehenden handwerksmässigen

Betrieben in Bezug auf die ^esellenpräfuag gleich za behandeln .
Analog der Gew.Nov. bom Jahre 1883 fallen auch eine ^eibe

konzessionier ter Gewerbe unter die Anforderung des Befähigungs¬

nachweises , jedoch nicht unbedingt unter das Erfordernis der bestandene
Gesellenprüfung .

Trifft in dieser Beziehung die Gewerbenovelle nur geringe

Veräaderaagea geaeaüber dem bisher bestandenen RechtszastaRde , so
ist doch^welche Bestimmung vollkommen neu isL ,dem ^andelsminister
im Einvernehmen mit dem Min, d, Innern (nach Anhörung de# Haädels -
a. '̂ e^erbekammer und der etwa bestehendaR .̂Genossenschaftsverbände

und Genossenschaften ) das ^echt Vorbehalten , in einzelnen Orten

das ^ast - UT-*Jchaakge '.verbe nur an solche Bewerber zt; verleihen ,

welche den (ebenfalls durch Verordnung zu regelnden ) Befähigungs¬
nachweis erbracht haben .

Es ist mit keinkonzessioniertes Geweihe bekannt , für welches
eine ähnliche Prüfung vorgesehen wäre wie für die handwerksmässigen

Gewerbe,ausgenommen diejenigen Fälle , in welchen der ^ach^eis von
T

vorishorsiä nur oder zum ieile durch Zegnisse über die Absolvierung

entsprechender Unterrichtsaastalten mit genügendem Erfolge bzw.
ebensolche Zeugnisse über Staatsprüfungen u.dgl .m. erbracht wird .
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Im allgemeinen handelt as sich aber bloss um Wagnisse über eise
je aach Art des ^ewerbes ein -bisviargährige Verwendung i ^ dem
betreffende * Fache^aine Ausnahmestellung n& hmen die seit dem
Gesetz vom 26.XII . 1893(R.G.B1. 195) aud der G.0 . ausgeschiedenen
und dem Befähigungsnachweise unterworfenen konzessionierten
Baugewerbe ein ,für welche Prüfgasen and unter Umständen der
Nachweis der Verwendung bis za 8 Jahren verlangt wird (§10 u. U . ).

So umfasst dann der B.N. alle handwerksmässigen ,einen grossen
Teil der konzessionierten Gewerbe and hat schliesslich im Jahre 190%

aach vor den freien Gewerben nicht Halt gemacht ,^ ach hier hat ,

dem heftigen Drängen der Gewerbepartei entsprechender B. N.
d.h. besser gesagt , der Verwendungsnachweis seine Opfer gefunden .

So dürfen den DetailKgMM v̂ersch leiss im Umfange der An¬

meldung eines &aadelsgew &rbes ohne Beschränkung aof hs stimmte
Waren oder Waren-Kategorien (§38) nur jene Personen anmelden,
welche den Nachweis der Befähigung durch den Lehrbrief bzw. die

Lehrzangnisse über die ordnungsgemässe Beendigung des ^ehr -
nerhältnisses und das Zeugnis über eine mindestens 2- jähr .
Dienstzeit in einem Händelsgewerba erbracht haben ( §13 a ) ,wobei

aber die gesamte ^erwendungsdauer mindestens 5 Jahre zu umfassen
hat . Dasselbe gilt für den Antritt des Kolonia l -Spezerei - und
üemischty7arenhandels (§38/ 4) . Diw Lehrzeit ist ersetzbar durch

die Verwendung als Prhktikant bei der KoAorarbeit einer fabriks -
mässig betriebenen GewerbeUnternehmung, durch blosse Dienstzeit
in einem Haadelsgewerbe ,beim Warenverkäufe von Produktionsge /̂ erben
einschliesslich der Büro- und Kontorarbeit (§13 a ) ;Lehrzeit und

ein Teil der Dienstzeit ( das Dienstzeugnis ist unerlässlich !)
bis zu höchstens einem Jahre kann durch das Zeugnis Rbear den mit
Erfolg zurückgelegten Besuch einer entsprechenden Unterrichts -*
anstalt als unnötig erklärt werden .

Für den Grossteil der bisher besprochenen formen musste
natürlich aus Gründen der Billigkeit die Möglichteit der nicht



unbedingt restlosen Einhaltung vorgesehen werden. <"as die bandwwrks-
mässigen bewerbe und die dem B.^ .unterliegenden konzessionierte *

Gewerbe betrifft , so werde* diese Fälle der Erteilung der Dispens
von der Erbringung des Befähigungsnachweises in grundsätzlicher
Übereinstimmung mit den bisherigen Forschriften geregelt ,wobei nun¬
mehr auch für die genannten konzessionierten Gewerbe im Falle des
Übertrittes zu einem verwandten Gewerbebetrieb von dem Nachweise

der besonderen Befähigung für eben dieses Gewerbe abgesehen werden

kann (§14 c) . Die Erteilung der Dispens fällt jedoch nach wie vor in
das fceie Ermessen der ^ehörde .Für die besprochenen Handelsgewerbe

ist keine Dispensmöglichkeit vorgesehen , dagegen gründet sich der
Gewerbebetrieb zum Antritte der gemeiniglich von Frauen betriebenen

')
Gewerbe.wie wir bald sehen werden, zum '' rossteil auf Dispensierungen .
Es sind dies eine aus den handwerksmässigen ausgeschiedene Gruppe

von Gewerben, die jedoch schon die Gewerbenovelle vom Jahre 1885
kannte und bezüglich derer die näheren Bestimmungen der hachweis -

erbrisgung ebenfalls im aussergesetzlichen Wege zu treffen sind
(§14 d)*Jedeafalls kann sich hier der B.N. im weitesten Rahmen bewegen,

wie die entsprechenden Verordnungen dartun .Nur in B̂ zug auf das auf
das Ffauen - und Kincerkleidermachen beschränkte Rleidermachergewerbe

ist in der Regel der "achweis der ordnungsgemässen Beendigung
des Lehrverhältnisses zu erbringen , dieser jedoch kanndurch Zeugnisse
über den mit ErRAg zurückgelegten Besuch von durch Verordnung fest -
zusetz ^nden gewerblichen Unterrichtsanstalten ersetzt werden.

Bei mittellosen Bewerberinnen soll jedoch insbes .dann, ^enn üeder

Lehrlinge noch Gehilfen gehalten werden , und ,vena das betreffende
Gewerbe aHein den Lebensunterhalt bedingt ,von jeder Nach.ieis -
erbriggung abgesehen werdBn.

^as die früher genannten handwerksmässigen Gewerbe anbelangt ,
so oind in der G.O. aoch Normen bezüglich ^mechnuRg der bei Heer ,
Kriegsmarine und Landwehr verbrachten Verweadunĝ züit enthalten ,
können aber hsute bei einem Gewerbeantritt für uss nicht mehr in



Soweit die Stell a^g des das Gewerbe selbständig aasäbe / adeja Indi -
vidaams im Rahmen der Bestimnunaea übsr 'doK Befä ';:i ^anRsnach .--ei3 .

Besü-̂ l ' ch des Rieht selbständigem ^ewerbebetriubuReißern ,

physisches Persoa brachte die letzte ^ewerbe - ^ovelle keiae

Varäaderaagea im bisherige * Rechtszastaade ( §55 ) . Lässt eia Gewerbe-
treibeader seia Gewerbe darch eiaea Stellvertreter aasäbea oder

verpachtet er dasselbe , so hat selbstverstäadlich der betreffeade
Pächter oder Stellvertreter alle zar selbstäadigea Aasübaag dieses

Gewerbes aötigea ^igeaächaftea za besitzea .

Eiae Nearegelag erfährt aar das vielainstritehe Recht der Aas-

äbaag der haadwerksmässigea Gewerbe darch of&ae Haadels - aad

Kommaaditgesellschaftea . Eiae sowohl ia wirtschaftsp3 .itischsr als
aach gewerbepolizeilicher Hiasicht eiawaadfreie Lösaag briagt

hier der § 14 e dar G. O. Die Praxis hatte aämlich gezeigt , dass ,

nachdem diese järistischea Persoaea eia haadwerksmässigea Gewerbe

ohae Beibriagaag des Befähigaagsaachweises aameldea koaitea , diese

Freiheit za dem Uafage geführt hatb ,dass zam Zwecke der ^mgehaag

des Befähigaagsaachweises derartige Gesellechaftea gegräadet

wardea ,welche aar , am dem formalea Erforderaisse za eatspsechea ,

irgead e âea befähigtea Aasseasteheadea Gewerbetreibeadea aater

dem Titel Stellvertreter vörschobea , am aaf diese Weise eia haad-

werksmässiges Gewerbe aagehiadert za betreibe * . Hätte die Regieraag ,

am diesem Zastaade abzahelfea , das im Liechteasteia 'schea Eatwarfe

vorgeschlageae Mittel , dea B. N. voa sämtlichea Mitgliedera der

Gesellschaft za verlaHgea ,befolgt , so wäre ,wie früher aagedeatet ,

dadarch die wirtschaftlich erwünschte Verbidaag eiaes aabefähigtea

Kapitalbesitzers mit eiaem befähigte * mittellosea Gewerbetreibeadea

zam Schadea des letzterea aamöglich gewordea . So brachte die

Gew. Nov. voa 1909 eiaea Mittalwegiwaaa eiae offeae Haadelsge -

selschaft ( §14^) eia haadwerksmässiges Gewerbe aameldet , so hat
miadesteas eia Gesellschafter .welcher aach dem Gesellschafts -

vearfage zar Vertretaag der Gesellschaft berechtigt ist , dea für das

betreffeade Gewerbe efforderlichea Befähigaagsaachweis za er -

hriagea aad hat die Gesellschaft dieser Voraas êtzaag aach bei

dem feraecea Betriebe des haadwerksmässigea Gewerbes miadesteas

bezüglich eiaes zar Geschäftsfähraag berechtggtea Gesellschafters



jederzeit za genüge* .Scheidet der betreffende Gesell chafter
aavohergesehea aus , so ist der êwerbebehörde läagsteas biaaea
6 Moaatea eine aaaloge Persoa namhaft za machea.
Dieselbea ^estimmaagea gelten für Kommaditgesellschaftea his -
sichtlich der persöalich hafteadea Geselschaftar .

B) Die G-einerbeatisübaag-

Was dea Umfang bzw. die ^asübaag der Gewerberechte betrifft ,
so ist in dieser Seziehaag ^jedenfalls am weaigstoa dea Wüaschea
der Gewerbepartei eatgegeagekommea. Die bisher bestaadeaea aad
so heftig aagegyiffeaea diesbezüglichen Ncrmea blieben

aafrecht ,aar iasoferae trat eiae Aaderaâ eia , als der
Tendenz der gaaaea Kovellieraag eatsprechead aach dea Gĝ ossea -
scbaftsverbäadea bei âtscheidaag über dea Ĉ faag der Gewerbe¬
rechte ia zweifelhaften FSlea eine gewisse Einflassaahme ge¬
sichert warde, iadem die aatscheideade politische Laadesbehörde
im Eiaveraehmea mit derHaadels- a. Gewerbekammer vorgeht , welch-
letstere wieder dea etwa bestehenden fachlichea Geaosseaschafts -
verbaad oder die betreffeade Genossenschaft za hörea hat . Im

allgemeiaea richtet sich der înfaag der Gewerbsrechte aach dem
Iahalte desGewerhescheiaes bz.v. der Koazessioasarkaade (§38)*

Jedem Gewerbetreibeadea verbleibt jedoch das Recht .alle
zar vcKLstäEdigea HersteRaagtseiaer ürzeaxaisse aötixea Arbeitea
zu vereiaigea aad die hieza erforderlichea Hilfsarbeiter aach

anderer Gewerbe za haltea (§37) , aasgeaommea Lehrliage , falls es
sich am Gewerbe handelt , derea Betrieb aa dea B.N.gebadea ist .
Diese letztere BestimmaRg begrüadet sich im Iateresse eiaer

fachgemässea Lehrliagsaasbildaag .
Weiters steht us jedem Gewarbetareibeadea frei , seiae werks-

vorriditaagea ,Maschiaea ,Werkzeage aad soastigea Behelfe iastaad -
za haltea sowie die dem merktmässigea Vertriebe dieaeadea Hilfsmi

wie Verpackaagea a. dgl .m, im Umfaage des eigaaea Bedarfes selbst
za erzeagea .Aoh fiadet eiae Beschräakaag aaf dea Verkang der
selbstferfertigtea R'area aicht statt .

Diese drei Bestimmaagwa warea im Iateresse ciaes rahagea
Nebeaeiaaaderbesteheas ioakJriereader Betriebe (bes . Grossbetriebe )



anbediggt Rotweadig and hätte eijae strengere -R'assaBg za anabsehbar
vielen Streitfällen so îe überhaapt za einem aaf die Daaer gajaz
aarröglichea Zustande geführt . lat es doch für den staatlichen Ver-

waltangsapparat schon. Ballast genag / êaR die darch deR B.R. aajsich
hervorgerafe ^e Gevverbeabgregzajŝ zwischen den einzelnes Rajadwerkea

einerseits ,Kleinbetribb and Fabrik andererseits , and die sich daraas
jrgeberden and oft rcargels objektiver Merkmale achter za eiitsn ' oi -
daaden otreiffragea einer stetan Regelung bedürfua .

ist aach Vollkommen hinreichend , êan sich der B.R. aaf das

ganze aaf den Titel der ^ameldang bezügliche Gewerbe bezieht
d. h. aaf die Herstella ĝ der hiemit i b̂egriffenan v l̂eadetea
Prodakte , aad soll er Eicht an dem blosses Worte,welches die
eigenartige maaaelle Tätigkeit ausdrückt ,Raft^n.

Ebenso *.vie daa Prodaktioüsge ^erbeR masstea aanh dem Haadel
als zi<?ar keinem Prodktioas - , aaleagbar aber im Wirtschaftsgajazeja
prodaktivea Gewerbe gewisse ,die im weiteren Siane begriffene /
Sphäre der haadNerksmässigaa,#%%%%%%Tätigkeit berührende
Freiheiten gestattet worden.Ander jrseits ?;ar cs aotweRdig,
so strikte .iie möglich zar Vermeidung voa ^ ĝehaage* gesetz¬
licher -BestimmaKgea eine AbgreazaBg zwischen dea irodaktions -
and HaRdelsgewerboa vorzanehmeK. Im allgemeinen sind Inhaber von
HaRdelsgewarbeR nicht berechtigt , Gewerbeerzoagni sse herzastelleR
aad za verarbeiten bzw. an sülchen ReparataraK vorza *ctrm3B
( §j8 a) ;bedarf jedoch eiae vo& ihm aEgeboteae Ware einer dem
Bedürfnis des Käufers aagepasstea AbäRderaBg-̂ ahRe welche der
Verkauf iß Frage gestellt wäre, so ist der ÜäaAler hieza berechtigt ,
iübe&so darf er im Rah%meH seiaer Gewerbaasmeldaag Bestellungen
aaf '-VareR aach nach Mass sowie ^eparatarea aad AbäRderaageja der VOR
ihm gelieferten .4are& äb3rEehmeH, iN beiden Falles aber mit der
aixschräakaRg ,dass / er die betreffenden Masga darch selbständige
Erzeager aasfühare# lässt . Das MassnehmeR im hier ernähRtea aiage
für JchahwareE,MäMsr- ,FraaeH- aad Riaderkleider ist aasgesEhlossea
indem es aar zam Zwecke der Aaswahl der passeadea ârea aus dem
Agger gestattet ist .



(Ausgenommen von diesem Bestimmange* sind jene Handelstreibenden ,
.aelche schon vor dem 1. Jänner 1908 diese * Handel ausschliesslich

oder vorwiegend betrieben haben ) .
Natürlich ist der Inhaber von ^andelsgeserben aach vom Rechte
zum Betriebe von Produktionsgewerben nicht aasgeschlossen ,nur
muss er eben die egtspredhende Vorbildung erlangt haben , um die
für den Betrieb dieser Gewerbe notwendigen Befähigungsdokumenta
verweisen zu kennen .

Hiemit schliesse ich meinen Versuch , in möglichst gedrängter
Form die auf den Befähigungsnachweis bezüglichen Neuerungen der
Gewerbes-Novelle von Jahre 1907 darzastellen .

ooooooo
VIII . Erfolge der Gewerbe- Novelle :Weltkries :die Nachkriegszeit bis

zur Gegenwart .

Und nun fragen wir uns :Welches Urteil war dieser letzten
Gewerbenovelle zuteil ?

Kein anderes , als bei dem Ausgleiche so vieler Meinungen a&d

Iebensinteressen möglich sein konnte .Hatte schon der perm. G. A.
selbst seine Hoffnungen etwas beschränkt , indem er betonte , dass ,
weKK auch nicht alles erzielt werde , so doch vieles erreicht wäre ,
was den breiten Massen der Bevölkerang zum Vorteile greichen wird ,
so war die Stellung dieser breiten Massen selbst eine noch vi &l
zweifelhaftere . Ganz ablehnend verhielten sich aber die im engsten

Sinne Betroffenen selbst .Hier will ich den Abg.S t u r m mit
seinem Antrage vom 27.VII . 1907 selbst reden lassen : „Seit der
Publikation der mit dem Gesetze vom 5.Februar 1907 erlassenen

Gewerbnovelle sind erst einige Monate verflossen , noch ist die¬
selbe gar nicht in Wirksamkeit getreten und schon tönen aus allen

Gewerbekreisen Klagen über die Unz&eckmässigkeit der neuen ge¬
setzlichen Restimungen .Nicht nur ,dass das neue Gesetz ungeeignet

ist , jene Hoffnungen za erfüllen , die einst an dasselbe geknüpft

wurden , ist dasselbe vielmehr geeignet , dem Gewerbestandejschwere
Schäden zuzufügen und erregt daher die ^rossten Bedenken . "



Uad wie die Regierung vor allem ihr Interesse für de* gewerblichem
Mittelstand betonte , so fällt hier das Urteil ,dass gerade dieser , der ^agd
werker ußd der kleinere ^aufmaERstaad am schwerste * getroffea seien .

So war deKH die gewerblich - sozialar Frage wiederum sieht gelöst .
Aber eiae weitere eiaschaeideade Abäaderuag hat die durch die zwei
Rovellea voa 188u uad 1907 ergänzte Gewerbe- Ordauag ia Bezug auf dea
Befähiguagsaachweis weder aach d r̂ freiheitlichea aoch aach der
züaftlerischea Seite bis zum hsutigea Tage erfahrea ,aur eiae ^eihe
voa Verordxuagea im Rahmea der gesetzlichen Ermächtigung siad
zur Behebuag maacher Streitfrage und um Aaforderuagea der Zeit zu
3RtsDrecheR,erflossea .

Der keinen Widerstaad duldeade Radikalismus sowohl der

liberalea als auch der teaktioaärea Partei war gebrochea uad so
warea es aur sehr bescheiden geformte Aaträge ,welche im iiause

zur Ergänzung der G. ^ . eialiefea .Sie betrafea meist die Erweiterung
der -̂ iste der haadwerksmäasigea Gewerbe auf wiederholtea Wuasch
der betreffeadea ^eaosseaschaftea , so für Gärtaer ,^aturblumeabiader /

^ 3) . 9
Sodawassererzeuger u.dgl .m. , iasbes , aber für das Gast - uad Schakgewerbe.

Wohl raffte sich die ehristl . - soziale Verei &iguag Deutscher
Abgeordneter am 21. Juli 1911 auf zu eiaer eaergischea Aaforderuag
aa die Regieruag , die bis !e r aur stückweise aovellierte G. 0. eiaer
eiaheitlichea Revisioa zu uaterziehea und übte scharfe Kritik aa

der bis &erigea Gewerbegesetzgebujag ,welche die Eigeaart der eiazelaea
Gewerbe sowie die Lokalverhältaisse za weaig berücksichtige ,aaderer -
seit aber aach stets aur die driageadstea Wüasche eiaielaer Kategoriea
von Gewerbetreibenden befriedi ^ead , die Iateressea anderer verletzte ,
um dadurch Heuen Stoff zu URzufriedetaheit zu schaffen .
Ia diesem Siage #ird auch die Gewe/ be-Novelle beurteilt :auch sie

leidet aa dieses Mäagela^„kdia Euader ,da auch sie aur Stückwerk
ist ugd die Wüasche uad Hoffauigsa der Gewerbetreibeadea ia aur
geringem Maâ a befriedigt , zum Teil jedoch aaueja Anlass za Beschwer¬
den bietci . "Alle Koch unerfüllt gebliebenea Wüasche der Gewerbetrei¬

benden werden hier nua noch einmal zasammeRgefaŝ tiÄaderu ^K des § 37,^
15A^ . *5^ - ^ ^
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'vararigemBiRcruRg und Verschärfung des Befähigus ^ SRachweises ,
Einführung der obligatorischen LlgisterprÜfun ^eR,Verbot des Massnebmsüs
für Konfektionärs u. s .v?. .?ie auch eirte genaue Abgre^zur^ zwischen
Fabrik u^d hard 'urksmässig 'jK Betrieb ( !) .

Nachdem jedoch die nächstfolgendes beiden Jahre keine ähnli¬
chen ForderuR ^eÄ in& r brachten u^d überhaupt anr .wenige Anträge ia
de*n ersterwähntem SiRRa aialiofea ,wurde am bestehaadea Gevĵrbe -
recüe Hichtsmehr geändert . Deaü der Weltkrieg brauste daher und
fegte alle URgelnstea Fragen uad unerfüllten Wünsche innerstaat¬
licher Gruppen vom Konferenztische harab um der Diskussion an¬
derer , in dieser Zeit nichtigerer Probleme Raum zu geben .Nur ia -
soferag nurde das bestehende Gewerbe recht abgeäadert , bzw. vorüber¬

gehend ergänzt , als in militärischen Igteresse und mit Rücksicht
auf diejeaigea Gewerbeaawärter , welche Kriegsdienst leistetea ,
eatsprecheRde AsuRahmebestimnuRgeagetroffeR wardeR,dereR
wichtigste ich aRschliesseRd kurz behaRdeht will , cunsomehr, als
noch heute unter Berufuha auf diese .GewerbeaRmelduâea vorxe -
Rommea/werde!?,.3s sind :

l .Die kaiserl ^Verordng .vom 7.XII . 1915 ( R.G.Bl . 364) ,mit der aus
Anlass des ^e^erRärtixss . Krieges Ausnahmsbüstimnur;?en zur Er¬

le ichterung des Antrittes und der Fortführung doa Gewerbes ge¬
troffen wvrdea#

Demaach wird die bei Heer ,Kriegsmarine uad iaadwehr od, Landsturm
zugebrachte VerweaduHgszeit ia die gesagte ^auer der gewerbliche #
Verwendung eingerechnet ,weaa sich der B?troffeae vor der Krie ^s-

d' ^pgtleisturp ia ein ^r Art beschäftigte ,welche f&r die Lrbriag -

UEg des ^ efähigBB ^ snach .veises oder zur ürlamguag der DispeRS

ia Betracht kommt. D*a^*Iba gilt für alle freiwillig oder unfrei¬
willig zum Kriegsdieaste heraHgezoge&ew Zivilpersoaea .

^esoKdere ^egüEstigaagea sollea weiters dea Kriegsbeschädigten
zuteil werdea u. zw. durch Dispeaser &eiluRgea beim Übertritte zu

anderen Jejerbea ,vollkommene oder ieilwaise Dispeasf Nachweis
der vor dem Kriege stattgehabtea Absolvierung eiae-r staatl . od.
öffeatl . kommerziellem Uaterrichtsaasta .lt ) für dea Antritt voa
Hagjelsgewerbea .

Die Fortsetzung ei ^es Gewerbebetriebes aach dea im Kriege gestor -



benen oder gefallenen Inhabern wird darch oder berechtigte
DeszendeRtsB aach daaR gestattet ,N9R& die Gewerbebefagnis schon
früher ,d ,h , vor Beginn des Krieges zarückgelegt worden war .
^asaahmstveiae werden sogar dis Aszendenten zur Fortsetzung des
Gewerbebetriebes berechtigt , für ddn Fall , als 7tiitwe oder in erster
Linie berüchtigte Deszeadejatea von dem ihnen zakommenden Rechte
keinen Gebrauch nachea .

War darch diese Massregel aaf dea Meister bzw.Gê erbe - ^sbaber und
dessen Familie Rücksicht go^3m:ien,so bedarftea die Lehrlinge anaes
nicht geringeren Schatzes ; wäre dach die Ungerechtigkeit eines
Zastaadesybei welchem kriegsantaugliche Elemente die vom Kriege
Zarückkohreaden darch Absolvierung eiaer richtigen lehr - and Ver*
wendangszeit and das samit aasschliesslich verbandene Meisterrecht
überflügelt hätten ,aadeRkbar gj .-vesaR. So vorordmete :

2 . die kaiserl . Verordag .vom 17.V̂ 1915(R.G.B1. 127) .betreffend die Lehr¬
zeit der vor dem stellaaaspflichtiaea Alter zam Laad&tarmdieaste
heraKgezoxeaen Lehrlinge .dass dieselbe dann als vollendet za be¬

trachten sei ,wenn die Lehrlinge mit dem Tage der Einräckang 8 Jahre
bei dem betreffeaden Gewerbe in Verweadang staadea .
Diese V̂ ^ordRg. warde aa 14.Jana r 1918 Gesetz und fand eine weitere
bedeatsame Ergäazaag durch die

3.Uerordaa .d . Rand3l^- ^in . i . ^iRv.nit d.Min. d. Iaa . mnd dem Min. f . Landes-

verteida . v. 27. II . 1918fR. G.Bl . 82) .betreffend die Gleichhaltang der
Beschäftiaang als Lehrliag its den ärarischen -Yerkstättea der Artille¬

rie oder Train ^rappe aad derea Anstalten mit der Verwendan̂ als Lehr-
lins in haad^erkümässi ^ea Gewerben.welche Begünstigung aber nar für

die Zeit des Krieges a. zw.für Wagenschmiede und Nageaschlossar ,fär
Schlosser , n'agner ,Tischler ,Sattler ,Kleidermacher und Rchahmacher and
auch nar dann gelten soll ,wenn die Personen ,welche die Ahleitaig

besorgen ,aach dea Befähigaagsnachweis erbracht habea oder sich
sonstwie üHer eine genügende Fachbildung ausweasen könaen .



Zweifellos närea bei längerer Dauer des Krieges aoch weitere
a . zw. eingehender detallierte jesetze aad Verordaaage * gefolgt ,
hättea sich aber , wie es ja auch anders aicht leicht möglich geweseh
wäre, aasschlies3lich auf die Kriegsnerhältaisse bezöge* and kaum
aaf allgemsiB gewerbepolitischea ErwägaRgea aafgebaat .

^lj aber der Zasamrneabrach kam,da v?ar bei da* sich eatwickelAe
des komplizierte * Verhältais sea die aamittelbare Nachkriegszeit

za gewerbepolitischea Neaeraagea aoch weaiger gecigaet als die
5 Kriegsjahre . Erforderte * doch die Koastitaieraag einer ajaea
VerfassaKgydie aas dem ^riegsaasgaage sich ergebeade Botweadig-
keit eiags Hanes zar 3a*ieraag der äassarsa aad i *aere * Wirtschafts *

v^rhältaisse sowie die Erfälla *g aasseapolitischer Verpflichtaage *
aad alle aaesdlich viele * damit zasamcieahäageadea kloiaerea Frage*

aKgespaaateste Tätigkeit voa Parlameat aad Regiera &g .
Nar seltea mrdea gewerberechtliche Bestimmaage* berührt ,da*a ,wea*
die dorch de* Krieg hervorgerafe *e* V$rhält *isse die Aufstellaag
aeaer Norme* varla &gte * .

komme* haefür i * Betracht :
Das Gesetz vom 22.VII . 1920 f No. 369) betreffead dea Gewerbeaatrit t

durch berufsKachselade Militä rperso *ea yaater welchea alle dieje -
aige * za verstehe * si *d , die der bewaffaetea Macht der ehemalige *
ostrr . aag.MoHarchie als Berafsmilitärperso *ea aagehörte * aad aas
dem aktive * Militärverhält *isse *ach dem 31. Okt. 1918 aasgeschiede *
sind .Diese * soll darch Vollzagsa *weisa *g die Möglichkeit eiage -
räamt v;erdea ,bis zam 31.XII . 1925 (bei koazessio *ierte * Gewerbe*
bis 1927) bzw.bis za 5 (7) Jahre * *ach ihrer Rückkehr aas der
Kriegsgefaaga *schaft Rater erleichterte * Badi*ga*ge* ei * a* de*
Befähigaagsaachaycis gebaadeaes Gewerbe aazamelde * .^as die haadwerks-
mässige * Gewerbe betrifft ,so soll eia Zeag*is über de* mit Erfolg
zaräckgelegte * Besach bestimmter ,vo* der staatlich -gewerbliche *
Uaterrichtsverwalta *g eiagerichteter oder aasdräcklith vo* ihr aa-
erkaaiiter U*teirichtskarse vo* höchste *s 18- mo*atiger Daaer , i *
welchea eiae praktische U*terweisaag aad fachgemässe Aasbildaag
stattfiadet , die ordaaagsggmässe Beeadigaag des Lehrv^rhältaissas
ersetz * ( Geselleahrief , Lehrzeag*is ,Geselle *präfa *g ) .



^ iae 1- bis 2- jahr . praktische Verv/endung ersetzt die Gesellen -

zeit üHd soll so eingerichtet sei * , dass die gesamte gewerbliche

Betätigung 5 Jahre nicht überschreitet .Für Handelsgewerbe and

konzessionierte Gewerbe mit Befähigungsnachweis gelten bezüglich

der Lehrzeit dieselben Bagüastiguagen ;was die Gehilfenzeit be¬

trifft , so wird sie bei den betreffende * Randeisgewerben auf 1 Jahr

herabgesetzt and kann bei Erbringung das Reifezeugnisses einer
Mittelschule noch mehr verkürzt werden . Bei den konzessionierten

Gewerben tritt eine Verkürzung der Gehilfenzeit am 1 Jahr von der

vorgeschriebenen Dauer ein , ausgeaommea beim Gewerbe der Ausführang

von Gasrohrleitungen .Aaf einige konzessionierten Gewerbe findet

das Gesetz überhaupt keine Anwendang , auf manche nur dann , wenn eine

Verwendungsdauer währe *d der Militärzeit *achgewiesen isi ^ Die in

dar G. 0 . vorgesehenen Dispeasen dürfen jedoch neben den Erleichteruagen

dieses Gesetzes nicht in Anspruch genommen werden , doch kännen von

dem Gesetze ausnahmsweise auch solche Personen getroffen Herden ^

welche schon vor dem genannten Termine aas dem Militärdienste aus -

geschieden siad . ^ ine eventuelle Verläageruj % der bestimmten

Fristen , die Festlegung der Art der Zeugnisse sowie die Bekanntgabe

das Beginnes und der Art der Karse war der Vollzasanweisung an¬

heimgestellt .

ooviel mir bekaaat ist , hat eiae Verlängerung der Geltangsdaaer

des Gesetzes nicht stattgefuRden und haben sich auch die betreffen -

de * Lehrkarse feines sehr starken Zazages erfreat . Bcgreiflicher -

weise war den aus dem Kriege Heimgekehrten auch diese kurze

verdienstlose Lernzeit noch za lang and haben sie sich zum grossen

Teile , so gut es ging , aadereja als gewerblichen Berufen zagewendet .

Schwache Bestrebungen za Ergäazangen auf gewerberechtlichem

Gebiete beginnen erst wieder in den Jahren 1920 / 21 , stehen aber

mit wenigen Aasnahmen , dem überwiegend sozialdemokratischen Jin -

flusse Rechnung tragsnd and mit Rücksicht aaf das Übereinkommen

von Jashiagton der I . Internationalen Arbeiter - Konferenz im Jahre 1919
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mehr unter dem Zeichen einer Sozial - als jiaar gigantischen Gswarba-

politik .Dias arklärt sich umsomehr, ala durch den Krieg die Bande,
welche die Gewerbetreibenden der verschiedenen östrr .Länder verbanden

hatten ,gelöst waren und sich noch nicht die entsprechenden Persön¬
lichkeiten gefunden hatten ,welche den wohl im Keime steckenden
Wünschen nach strafferer and rücksichtsloserer Durchführung des
Befähigungnnachweises ein einheitliches Gepräge and eine offene
Sprache verliehen hätten .

^war strömten schon seit ^nde des Jahres 1919 die Gewerbetrei **

benden der verschiedensten Branchen za Tagungen zusammen and fast
keine der Landeshaapt - oder grösseren Städte unseres Bundesgebietes
ist za nennen , in welcher nicht derartige ^agangen stattgefanden
hätten . Es ist nur auffallend , dass der Geist ,welcher diese

Tagungen beherrscht , oft wesentlich andere Züge trägt , als sie bei
den lokal beschränkten , d. h. in kleinstem Umfange stattfindenden
Genossenschaftsversammlaagen bzw. Zusammenkünften der Gewerbetrei¬

benden in den einzelnen Ganossenschaftssprengeln zutage treten .
Fast sämtliche êwerbetagangen lassen die ^rage des Befähigungs¬
nachweises in seiner Gääze and gegenwärtigen Gestaltung unberührt
and bandeln höchstens abgesondert davon von einer Regulierung des
gewerblichen Unterrichtswesems wie Fachschulen , Lehrlings - and

Gesellenkarse u. ähnl . m. Wie sollen wir dase ^ritiklosigleit an
der gegenwärtigen Gestaltung des Befähigungsnachweises deuten ?
Leider muss hier erwähnt werden , dass ein geschlossenes oder auch
nur im allgemeinen informierendes Materiale über die östrr . Ge-
werBetage seit dem Kriege weder in einer ^andels - and Gewerbekammer
noch in einer ^enossenschaftszeatralstelle vorhanden ist , sondern

die diesbezüglichen Protokolle teils überhaupt nicht eraierbar ,
teils in den einzelnen Kammersprengeln derartig verstreat sind ,
dass eine genaue and vollständige Durchsicht für unsere Zwecke
ein Ding der Unmöglichkeit wäre .Wir müssen uns daher , so bedauerlich

wir es auch finden mögen, mit den durch persönliche und schrift¬
liche Intervention an den kompetenten Stellen eingeholten Aus¬
künften begnügen , um unsere Darstellung nicht schon früher abbrechen



and somit die ^^ esavärtige ^age der Verhältnisse g/ änzlich in
Unklares lassen za müssea . Immerhin macht sich dieser ^aagel deut¬
lich fühlbar , indem notgedraa ^ en die Bedeutung der Gewerbetage
als dem Aasdrack der ganzen gewerblichem ![ellenbewegang mehr iß
de* Hintergrand gedrängt wird zagaasten einzelner ,vielleicht
entwas za sabjektiver Stimmen.
Allerdings dürfte ein nicht za verachtendes Moment eine Abmil¬
derang dieses Mangels bewirken , nämlich jenes ,dass bei den grossen

Tagnggen vielfach za sehr parteipolitisch beeiaflasste Redner
za Worte kommen, die oft nicht anbeabsichtigt weniger die Wünsche
and Kritiken der breiten Masse zam Aasdracke bringen , als vielmehr
die Masse selbst für eine bssstimmte Kritik and einen bestimmten

Wansch gewinsen wollen .Freilich kaaa es sich am Beeinfladsangen
handeln , die ia InterBase des û werbestaRdes gelegen sind , aber
immerhin lehrt die ^rfahrang , dass oft anter dem Einfla ^se einer
gaten Rede von der Gesamtheit Resolutionen gefasst werden , za welchen
sich der einzelne niemals entschlossen hätte .

Betrachten wir die kleingewerbliche Bewegang, wenn dieser

Aasdrack überhaupt ange^eadet werden darf , bis zam Beilage des
Jahres 1922, so können wir zwar eine Reihe von stimmen - jedoch
immer etwas anterdrückt and bescheiden wahmehmentpwelche eine
Aasdehnang des Befähigungsnachweises aaf eine Seihe anderer
Gewerbe, - ia der Regel warde diese Forderung von den Angehörigen
der betreffenden Gywerbegrappe selbst gestellt , - wünschten , eine
Intensivierung der gesetzlichen Bestimmangen innerhalb des bereits

festgelegten Rahmens verlangten a . ähnl . m. , - im allgemeinen jedoch
liess die nar langsam sich legende Verwirrung der Nachkriegszeit ,
Konjanktaränderangen ,dteaerreform a . dgl .m. and vor allem die mit
jenen Anderangen verbandene Unsicherheit eines abschliessenden
Urteiles alle aaftaacheaden Wünsche and Kritiken nicht za radi -

kalea Forderangen heraHreifen .

Da schwenkte plötzlich ,vielfach anvermatet , die Regierung ein
zaganstea dsr Monopolisieraagstendeaz des Gewerbestaades . Es er¬
schien die ia der Gewerbeordaang angeküadigte aiad von ans daselbst



schon asgedeatete Verordnung bezüglich der Einfährun ^ der obligatori¬

schen Meisterprüfungen .nicht wie einst vorgesehen , fünf , sondern jetzt ,
15 Jahre nadi Jirla ^s der grundlegenden Novelle .̂
Sollte dies eia Vorbote für unsere kommende Gewerbepolitik sein ?
Ich werde auf diese Frage , soweit eine Schlussfolgerung in die Zu¬
kunft überhaupt möglich ist , noch am Ende unserer Abhandlung zu¬
rückkommen,denn unwillkürlich drängt sich uns die Frage auf ,welche
Momente die Regierung zu diesem Schritte bewogen haben .

Und nun Serien wir noch , - und dies bedeutet die <eltzte Er¬

gänzung zur rechtsdogmatischen Darstellung unserer Materie , - einen
Blick auf das ^ahr 1923.

Wie überall im praktischen leben sehen wir auch hier die
Tatsache sich bewahrheiten , dass , je nachgiebiger und entgegenkommen-

i Tider sich derjenge Faktor zeigt ,von dem man kaum wenige Konzessionen

zu erhoffen wagte , umso kühner und weitgehender die Forderungen siad ,
welche man,gestützt durch die Nachgiebigkeit auf einem Punkte , nun¬
mehr auch in Bezug auf viele andere zu stellen wagt .

Bald nach Erlass der genannten Verordnung wurde es in den
Ausschussitzungen der Genossenschaftsvarbände rege und nach ein¬
gehenden Erörterungen und lebhaften Debatten , - dena an Meinungs¬
verschiedenheiten fehlte und fehlt es auch hier ^nicht , - wurden
eine Reihe von Resolutionen gefasst , die zwar bisher noch ohne
Folgen geblieben sind , bei deren Effektuierung jedoch Veränderungen
des Befähigungsnachweises entstanden wären ,die bedeutende Trag¬
weite gehabt hätten .
Um auf die bezüglich der Genossenschaften erwähnten Differenzen
zurückzukommen, sei kurz erwähnt ,dass sich die Gewerbetreibenden

und ihre Vertreter ungefähr in 2 Haaptlagern gegenüberstehen :eine
gemässigte und eine radikale Gruppe . Was die erstere betrifft ,
so verlangt sie den Befähigungsaachweis nur für solche Gewerbe,
und es dürften hier in erster LinieHandelsgewerbe ia Betracht
kommen, wö Lebensmittel an den Konsumenten gebracht werden und
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wo bei ^ ketuitais der betreff eadea <7are weitgehende Schäden an der
Gesaßdheit des lablakams hervorgerafea werden köa^ea .AHerdings
iverdea einige Vertreter dieser , gewiss an sich berechtigten For¬
derang aatrea , i & der Weise , als sie dennoch dea Grossbetrieb von
der Erbriagasg eines entsprecheadea Befähigaagsaachweises frei -
sprechea . ^s liegen ebea hier Hiaderaisss vor , die wir im zweitea
Teile aaserer Arbeit aoch eisgeheader darstellea werde* aad die
in der Tat schwer lösbare Ideeakollisioaea hervorrafea .

Was die zweite trappe betrifft , so fordert sie unter Berafaag
aaf das ^riszip der Gerechtigkeit and aller allgemeLa beRaaater
aad später aoch karz za er ^ähaeßder Argameate eiae Aasdehaaag
des B, "ä; iLajsgsmch ;*eises aaf sämtliche Prodaktioas - and Raadels -
Kleiagewerbe , ia ihrem extremen ^asdracke aach aaf die analoge *
Grossbetriebe .

Eine iateressaate Komplikatio * erfährt der gegenwärtig sich
nm dea Befähiga ^gsisach ^eis grappiereade ^rageakomplex aoch dadarch ,
dass eiaerseits die Geaosseaschaftsverbäade , andererseits die

Haadels - aad Ge#erbekammera so .vohl ia ihrer gegeaseitigea Beziehung
als auch iaaerhalb ihres Wirkaagskreises von sehr divergiereadea
Aascbaaaagen aasgehea .Nimmt bezüglich der OeaBsseaschaftsverbäade
aar Wiea eine gesonderte Stellung eia , ia der Weise , dass äberhaapt
jegliche Verbiadaag zwischea der Hauptstadt aad dea Froviaz %%äd%ea-
verbäaden fehlt ,währead die letzterea weaigsteas stets eiaea
gewisse * Koatakt wahrea , so hat die Zersplitteraag der Haadels - aad
Gewerbekammera bisher jede Eiaigaag betreffs Stellaagaahme zur
Frage des Befähigaa ^ smch .Tcises überhaupt aamöglich gemacht ;
während eia Teil der ^amrrera graadsäizlich gegea dea Befähigaags -
aachxeis ist , -veiss der andere T̂ il aur für iha spr ^cheade Grüade
ias Treffea za führea , was schoa bezüglich der za arstatte *dea
Gatachtea a . dgl .m. ^iae gäazlich v^rschiedeae Lösaag voa ia dea
eiazelaea Läadera ia gleicher Weise zutage treteadea Streitfällea
aad sonstigeE Fragen zur Folge hat . Dabei siad es aber aar der
geringere Teil der Kamrs ra ,welche überhaupt eiae exahjitlicho
jtellaag aehmea köEEea.Bediagea doch stets die ia dea Kammsra



vertretenen Interessen von Handel , Gewerbe and Indastrie ii^ibangen
zwischen den Interesseavertretern dieser einzelnen Gruppen .
Za dieser vertikalen Jtreitlinie kom:tt aber noch eine horizontale ,
indem sich Brosshandel und Grossindastrie Kê ea .RleiHhaKdjl und
Kleingewerbe für den Befähigangsnachweis einsetzen .

Mithin schliesse ich diese karze Betrachtang aber die
Aktualität der ^rage des gewerblichen -̂ efähigaj ^ smchweises , anter
nochmaliger Betonung , ^ass ich mir belasst bin ,bisweilen aas den

früher erwähnten Gründen Verallgemeinerange ^ vorgenommen za haben ,
die zivar im grossea Ganzen, jedoch nicht in gedem einzelnen Falle
in der hier dargestellten Reinheit aitreffend sind *

oooqooo
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